a 
Geſetz-Sammlung 
i a hie 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 42. 


(Nr. 6643.) Verordnung wegen Beſteuerung des Branntweins in den Regierungsbezirken 

Wiesbaden und Kaſſel, ſowie in dem Gebiete des vormaligen Königreichs 
Hannover und der Herzogthümer Schleswig und Holſtein. Vom 
11. Mai 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen für die durch die Verordnung vom 22. Februar 1867. (Geſetz⸗Samml. 
S. 1 85 ebildeten Regierungsbezirke Wiesbaden und Kaſſel, mit Ausſchluß des 
Kreiſes chmalkalden, ferner für das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, 
ſoweit daſſelbe dem Zollvereine angefchloffen iſt, und für das Gebiet der Herzog⸗ 
thümer Schleswig und Holſtein, und zwar vorläufig mit Ausnahme der aus 
dem Zollverbande derſelben ausgeſchloſſenen Landestheile, auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums, was folgt: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


A. 
Die Steuer von dem im Inlande erzeugten Branntwein ſoll für das 1. Söhe ber Be 
Preußiſche Quart Branntwein zu 50 Prozent Alkoholſtärke nach dem Alkoholo- Steuer. = 
meter von Tralles 145 Silbergroſchen betragen. . 


§. 2. 
Dieſe Steuer wird erhoben: 2. Auf wel⸗ 


a) bei der Bereitung des Branntweins aus Getreide oder anderen mehligen 115 e 
Stoffen nach dem Rauminhalte der zur Einmaiſchung oder Gährung der is, ; 


Maiſche benutzten Gefäße (Maiſchbottichſteuer) / 


b) bei der Bereitung des Branntweins aus nicht mehligen Stoffen nach der 
Menge der dazu zu verwendenden Materialien (Branntwein⸗Materialſteuer). 
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Ausgegeben zu Berlin den 23, Mai 1867, 


ee 


| ar 
3. Erhebungs⸗ Die Maiſchbottichſteuer ($. 2a.) wird mit drei Silbergroſchen für jede 
e 20 Preußiſche Quart des Rauminhalts der Maiſchbottiche und für jede Ein⸗ 


a. Maiſchbot⸗ 


uch Steuer. maiſchung erhoben. 


Von landwirthſchaftlichen Brennereien, welche nur in dem Zeitraume vom 
1. November bis zum 16. Mai, dieſen Tag mit eingeſchloſſen, im Betriebe ſind, 
in dem vorhergegangenen Sommerhalbjahre ganz geruht haben, nur ſelbſt gewon⸗ 
nene Erzeugniſſe verwenden und an Einem Tage nicht über 900 Preußiſche Quart 
Bottichraum bemaiſchen, ſollen jedoch nur zwei Silbergroſchen und ſechs Pfennige 
für 20 Preußiſche Quart Maiſchraum erhoben werden. 

Für die Dauer eines Jahres vom Eintritt der Wirkſamkeit der gegen⸗ 
wärtigen Verordnung (F. 74.) finden die F e dieſes Paragraphen in 
demjenigen Theile des Ni e Kaſſel, welcher aus dem ehemaligen 
Kurfürstentum Heſſen, mit Ausſchluß der Grafſchaft e Al und des 
Kreiſes Schmalkalden, beſteht, mit der Maaßgabe Anwendung, daß die Maiſch⸗ 
bottichſteuer ſtatt der Sätze von drei Silbergroſchen und zwei Silbergroſchen 
ſechs Pfennigen mit den Sätzen von zwei Silbergroſchen und von Einem Silber⸗ 
groſchen und acht Pfennigen zur Chu gelangt. 


§. 4. 


b. Brannt⸗ An Branntwein⸗Materialſteuer (F. 2. b.) wird entrichtet: 


wein⸗Material 


Steuer. a) für jeden Eimer zu 60 Preußiſchen Quart eingeſtampfte Weintreher, 
1 Kernobſt oder auch Treber von Kernobſt und Beerenfrüchten aller Art 
vier Silbergroſchen 


b) für jeden Eimer Trauben⸗ oder Obſtwein, Weinhefen und Steinobſt 
acht Silbergrofchen; 

e) bei anderen nicht mehligen Stoffen, welche zur Branntweinerzeugung ver⸗ 
wendet werden möchten, wird die Steuer durch den Finanzminiſter nach 
Verhältniß der Ausbeute und nach dem Normalſatze (F. 1.) feſtgeſetzt. 


| | 9.5.4 
4, Vergütung Bei der Ausfuhr des im Inlande erzeugten Branntweins nach dem Aus⸗ 
ber Steuer bei [ande wird eine Vergütung der Steuer nach den darüber vom Finanzminiſter 


Verſendungen g 0 ee 
F Bean beſonders zu erlaſſenden Beſtimmungen gewährt werden. 


wein ins Aus⸗ 
land. 


II. Vorſchriften uͤber die Erhebung und Kontrolirung der Steuer. 
$ 6. 


1. Aumelbung Wer eine Brennerei einrichten oder einen Deſtillirapparat anſchaffen will, 
ber Geräthe, iſt gehalten, ſolches vorher der betreffenden Steuerhebeſtelle anzuzeigen und l. 
j ſel⸗ 


e 


ſelben mindeſtens acht a vor Anfang des Betriebs eine Nachweiſung nach 
einem beſonders vorzuſchreibenden Muſter einzureichen, worin die Räume zur Auf⸗ 
ſtellung der Geräthe und zum Betriebe der Brennerei, die Brenn⸗ und Maiſch⸗ 
gefäße, als: Blaſen, Helme, Maiſchwärmer, Kühlapparate, Maiſchbottiche, Vor⸗ 
maiſchbottiche, Kartoffeldämpfer und andere Dampfgefäße, Kühl⸗, Hefen⸗ und 
Schlempegefäße, Maiſch-, Lutter- und andere Reſervoirs u. ſ. w., ingleichen der 
in Preußiſchen Quarten ausgedrückte geſammte Rauminhalt jedes einzelnen dieſer 
Geräthe genau und vollſtändig angegeben fein müſſen. Dieſer Nachweiſung muß 
ein einfacher Grundriß desjenigen Raumes, in welchem ſich die Brennereigeräthe 
befinden, und ihrer Stellung in demſelben nach einem von der Steuerbehörde 
vorzuſchreibenden Muſter beigefügt und die darin bezeichnete Stellung der Ge⸗ 
räthe während jeder Betriebszeit ſo lange unverändert beibehalten werden, als 
ehe nicht durch Einreichung eines anderweiten Grundriſſes angezeigt 
worden ſind. 

Ebenſo liegt dem Beſitzer einer Brennerei oder eines Deſtillirapparates ob, 
wenn Geräth angeſchafft wird, oder wenn das bereits angemeldete ganz oder zum 
Theil abgeändert worden iſt, binnen drei Tagen nach der Empfangnahme des 
Geräths der Steuerhebeſtelle davon Anzeige zu machen, und daſſelbe nicht ohne 
die von letzterer zu ertheilende amtliche Beſcheinigung in Gebrauch zu nehmen. 

Zur Anzeige binnen drei Tagen iſt derſelbe auch verpflichtet, wenn das 
bereits angemeldete Geräth ganz oder zum Theil in ein anderes Lokal ge⸗ 
bracht wird. 

Diejenigen, welche zur Zeit der Publikation dieſer Een, eine Bren⸗ 
nerei oder einen Deſtillirapparat bereits beſitzen, ſind verpflichtet, den Steuer⸗ 
hebeſtellen die vorgeſchriebene Nachweiſung der Betriebsräume und Geräthe, wenn 
ein Betrieb ſtattfinden ſoll, mindeſtens acht Tage vor Anfang deſſelben, ſonſt 
aber jedenfalls im Laufe desjenigen Monats, welcher der Publikation dieſer Ver⸗ 
ordnung folgen wird, einzureichen, ſoweit dies nicht bereits auf Grund der bis⸗ 
herigen geſetzlichen Vorſchriften geſchehen iſt. 


8. 7. 


Beſitzer von Brennereien dürfen keine Brennereigeräthe (F. 6.) und andere 2. Abmeldung 
Perſonen keine Deſtillirgeräthe, nämlich Blaſen, Helme und Kühler, weder ganz der Geräthe, 
noch e aus ihren Händen geben, bevor fie es der Steuerhebeſtelle ihres 
Bezirks angezeigt und von dieſer eine Beſcheinigung darüber erhalten haben. 


6. 8. 


Die in den Brennereien vorhandenen, die künftig hinzukommenden und die 3. Vermeſſung 
abgeänderten Brennereigeräthe und Gefäße werden nach der Beſtimmung der und Bezeich- 
Steuerbehörde numerirt, auch von derſelben har heemehen und, ſoweit es thunlich nung der Ger 
iſt, mit einem Stempel verſehen. Den ermittelten Rauminhalt und die Num⸗ "tie 
mer muß der Brennereibeſitzer an den Geräthen deutlich bezeichnen und dieſe 
Bezeichnung gehörig erhalten laſſen, wie ſolche zu bewirken und wo. fie anzu⸗ 
bringen ſei, wird für jedes Geräth von der Steuerbehörde beſtimmt. x 
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u - | 
Bis zur amtlichen ee allge der MratichgejüBe welche lediglich im 


Intereſſe der Steuerverwaltung erfolgt, dienen die über den Rauminhalt ab⸗ 
zugebenden Anmeldungen zur vorläufigen Berechnung der Steuer. 


§. 9. 
4. Außer o Die vorhandenen Maiſch⸗ und Deſtillirgeräthe werden von der Steuer⸗ 
brauch Setzen behörde für die Zeit, während welcher ein Betrieb nicht angemeldet und geſtattet 
der Geräthe. worden, auf angemeſſene Weiſe außer Gebrauch geſetzt. 


$. 10. 


5. Vorſchrif⸗ Wer eine Brennerei in Betrieb ſetzen will, ift verpflichtet, vor dem Be⸗ 
ten für die ginn deſſelben den Betriebsplan nach den näheren Beſtimmungen der $$. 24 ff. 
e dem Steueramte anzumelden, dieſen Betriebsplan in der Brennerei auszuhängen, 
und Geräthe. 1 5 reinlich aufzubewahren und demſelben bei dem Betriebe genau nach: 
ommen. 


sl. 


Wer Branntwein aus nicht mehligen Stoffen bereiten will, hat zuvor 
der Steuer⸗Hebeſtelle nach näherer Vorſchrift des $. 35. ein Verzeichniß feiner 
ſämmtlichen Materialvorräthe, welches zugleich den Ort ihrer Aufbewahrung an- 
b muß, ee auch jeden ferneren Zugang zur Nachtragung in das 

erzeichniß ſogleich anzumelden. Der zur Verarbeitung beſtimmte Theil des 
Materials wird auf den Grund des Betriebsplans, welcher den Aufbewahrungs⸗ 
ee der Betriebszeit angeben muß, in dem Vorrathsverzeichniſſe ab- 
geſchrieben. 

Während des Zeitraums, auf welchen der Betriebsplan lautet, und jo 
lange die Brennerei nicht unter Siegel gelegt worden iſt, darf in der Brennerei 
kein anderer als der in dem Betriebsplan angegebene Vorrath von den im §. 4. 
bezeichneten Stoffen vorhanden ſein. 


$. 12. 


6. Berpflich- Die vorſtehend zur Kontrolirung der Steuer ertheilten Vorſchriften (SS. 6. 
tung zur Befol, his 11.) und die zu deren Vervollſtändigung Brenner reglementairen Beſtim⸗ 
1 mungen iſt nicht nur derjenige, welcher die Brennerei betreibt, oder für ſeine 
Re schaft betreiben läßt, ſondern auch ein Jeder, welcher bei der Brennerei be 


ſchäftigt iſt, zu beobachten ſchuldig. 


H. 13. 


7. Wann die Die Branntweinfteuer ift, ſofern nicht nach den vom Finanzminister zu 
Steuer zu ent, erlaſſenden Beſtimmungen eine Stundung bewilligt wird, fenden h am letzten 
richten iſt. Tage des Monats, in welchem ein Brennereibetrieb ſtattgefunden hat , zu ent⸗ 
richten. Wer dieſen Zahlungstermin einmal verſäumt, 15 die Steuer bei jeder 


ferneren Anmeldung vorausbezahlen. 5 9.1 


ee 


$. 14. 


Ein Erlaß der Steuer kann nur dann erfolgen, wenn durch einen außer⸗ 8. Erlaß der 
ordentlichen Zufall Branntwein 


bern 2 ſteuer. 
a) eine unvermeidliche Unterbrechung des Betriebs entſteht, oder = 


b) die Maiſche eines verſteuerten unangebrochenen Bottichs gänzlich um- 
brauchbar geworden iſt. 


$. 15. 


Zu viel erhobene Gefälle werden zurückgezahlt, wenn binnen Jahresfriſt, 9. Richtige Be⸗ 
vom Tage der Verſteuerung an gerechnet, der Anſpruch auf Erſatz angemeldet rechnung und 
und begründet wird. Wenn der Anſpruch ganz oder theilweiſe zurückgewieſen Send Per 
wird, ſo iſt dagegen der Rekurs an die vorgeſetzte Behörde binnen einer Prä⸗ 5 
kluſivfriſt von ſechs Wochen zuläſſig. Wendet ſich der Reklamant an eine in⸗ 
kompetente Behörde, ſo hat dieſe das Rekursgeſuch an die kompetente Be⸗ 
hörde abzugeben, ohne daß dem Reklamanten die Zwiſchenzeit auf die Friſt 
anzurechnen iſt. f 

Zu wenig oder gar nicht erhobene Gefälle können gleichfalls innerhalb 
Jahresfriſt, vom Tage des Eintritts der Zahlungsverpflichtung an gerechnet, 
nachgefordert werden. Nach Ablauf des Jahres iſt jeder Anſpruch auf Zurück⸗ 
erſtattung oder Nachzahlung der Gefälle beziehungsweiſe gegen den Staat und 
den Steuerſchuldigen erloſchen; dem Staate bleiben jedoch ſeine Rechte auf 
Schadenerſatz gegen die Beamten, durch deren Schuld die Gefälle gar nicht oder 
unrichtig erhoben worden, jederzeit vorbehalten, ohne daß die Beamten befugt 
ſind, den Steuerſchuldigen wegen Nachzahlung der Gefälle in Anſpruch zu nehmen. 


III. Betriebsvorſchriften. 
A. Im Allgemeinen. 
$. 16. 


Di (Cie Ses es E Sam 5757 FF 15 
riſſesd. 25. wegen des Betriebsplanes beſtimmt werden wird, in der Brennerei ur. 
N gehängt werden. 5 


un der 
8. 25 : N 17 lerei ⸗Ge⸗ 
y 5 2 x rucyc. 7 
gehängt werden. a. Anmeldung 
$ 17 der Geräthe. 


a Bei Vermeſſung der Blaſen und der Maifchbottiche iſt in ihrer waage⸗ b. Vermeſſung 
rechten Stellung derjenige innere Raum, welchen fie vom Boden zum äußerſten der Geräthe 
Rande bis zum Ueberlaufen haben, durch die Steuerbeamten ohne allen Abzug 
auszumitteln. 
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oe 


$. 18. 


e. Amtliche Die Steuerhebeſtelle ift verpflichtet, über die Anmeldung, die Vermeſſung 
Beſcheinigung und ihr Ergebniß und die Art der Bezeichnung eine ce zu ertheilen. 
en Nur durch dieſe Beſcheinigung, welche nebſt den Vermeffungs- Verhandlungen 

5 in der Brennerei aufbewahrt werden muß, kann der Nachweis geführt werden, 


:äthe. A 5 
a daß die Geräthe vorſchriftsmäßig angemeldet worden. 
§. 19. 
2. Aufſicht auf Die zu den Brennereien gehörigen Geräthe müſſen in den Betriebsräumen 


die Geräte. zuſammen aufbewahrt werden. Dahin nicht gehörige Gefäße dürfen in denſelben 
nicht vorhanden ſein. 

Deſtillirgeräthe und Maiſchgefäße ſtehen ſo lange, als ſie nicht zum Gewerbe⸗ 
betriebe angemeldet werden, dergeſtalt unter beſonderer Aufſicht der Steuerbehörde, 
daß ihre Benutzung zu einem außerordentlichen Zwecke, namentlich auch zur 
Bereitung von Viehfutter, ohne Steuerentrichtung nur auf vorgängige Anmeldung 
und unter den von der Steuerbehörde anzuordnenden Sicherheitsmaaßregeln 
erfolgen darf. 

Bei Perſonen, welche mit dergleichen Geräthſchaften blos handeln, oder 
ſie zum Handel verfertigen, ſind ſolche diefer Aufſicht nicht unterworfen. 


$. 20. 


b Wer Deſttillirgeräthe beſitzt, Wilcke nicht im Gebrauch ſind, iſt dennoch 
verbunden, ſie dem Steuerbeamten auf Erfordern vorzuzeigen, damit er ſich über⸗ 
zeugen könne, daß ſie noch in dem Zuſtande befindlich ſind, in welchen ſie zur 
Verhütung ihres Gebrauchs verſetzt worden. 

Diejenigen, welche Deſtillirgeräthe blos verfertigen, oder damit handeln, 
ſind hierunter nicht begriffen. 


$. 21. 


Deſtillirgeräthe, welche ausſchließlich zu anderem Gebrauche, als zur 
Branntweinbrennerei, gehalten werden, ſtehen zwar nicht unter der für Brannt⸗ 
weinbrennereien angeordneten Kontrole ($. 19.), bleiben aber, zur Verhütung von 
Mißbräuchen, der allgemeinen Aufficht der Steuerbehörde unterworfen. 


$. 22. 
3. Verführen / Um für die Zeit, wo die Maiſch- und Deſtillirgeräthe nicht in Betrieb 


um Geräthe fein dürfen, ihre unbefugte Benutzung für letzteren zu verhindern, werden 
außer Gebrauch entw eder | 
zu ſetzen. 


a) die Geräthe an Ort und Stelle durch einen Steuerbeamten unter Ver⸗ 
ſchluß geſetzt, in welchem Falle der Brennereibeſitzer die Materialien 17 
Verſiegelung oder zum Verſchluſſe, und zwar in guter brauchbarer Be⸗ 
ſchaffenheit, zu liefern hat, oder 0 8 52 

e 


— 639 — 

b) es muß ein Theil des Deſtillirgeräths am nächſten Wochentage nach 
Ablauf der Betriebsfriſt an die Steuerhebeſtelle abgeliefert werden. Be⸗ 
findet ſich letzteres nicht am Orte, ſo wird für den Transport des Ge⸗ 
räths auf jede halbe Meile Entfernung Eine Stunde gut gerechnet. 


e) Kommt es darauf an, in Brennereien, welche zum Betriebe angemeldet 
ſind, das Deſtillirgeräth während einzelner betriebsloſer Tage und Stun⸗ 
den außer Gebrauch zu ſetzen, und iſt die Hebeſtelle über eine Viertel⸗ 
meile entfernt, ſo kann auch geſtattet werden, daß ein von der Steuer⸗ 
behörde zu beſtimmendes Stück des Deſtillirgeräths entweder bei einer 
zuverläſſigen Perſon im Orte, oder, in Ermangelung einer ſolchen, in 
einem von dem Brennereilokale möglichſt entfernten Raume im Gehöft 
des Brennereibeſitzers niedergelegt werde. 

Eine zur Aufbewahrung des Deſtillirgeräths geeignete und will- 
fährige Perſon zu ermitteln, iſt Sache des Brennereibeſitzers; fie für den 
Zweck anzuerkennen oder nicht, hängt von der Steuerbehörde ab. 


d) Findet in Maiſchbrennereien zwiſchen mehreren Einmaiſchungen ein Zwiſchen⸗ 
raum in der Art ſtatt, daß in Maiſchgefäßen an demſelben Tage, wo ſie 
leer geworden, nicht wieder eingemaiſcht wird, ſo kann die Steuerbehörde 
verlangen, daß jene Maiſchgefäße für den Tag oder die Tage des Nicht⸗ 
gebrauchs ſchief geſtellt werden. 


Wenn eine Brennerei ganz ruht, tritt in der Regel Verſchluß der Geräthe 
an Ort und Stelle ein, über deffen Anlegung von dem Steuerbeamten eine Ver⸗ 
handlung aufgenommen wird, welche bis zur Wiederabnahme des Verſchluſſes in 
der Brennerei aufbewahrt werden muß. Ob innerhalb der Betriebszeit einzelne 
Geräthe und welche außer Gebrauch zu ſetzen, und welches der oben unter a. 
bis d. angegebenen Mittel dazu in Anwendung kommen ſoll, iſt nach den Um- 
ſtänden von der Steuerbehörde zu beſtimmen. 


§. 23. 
Wenn in den im H. 14. erwähnten Fällen der Brennereibetrieb unterbrochen 4. Verfahren 


wird, jo iſt dies mit Beachtung der dieſerhalb zu erlaſſenden näheren Anordnun⸗ bei zufäligen 


en ſogleich der Steuerbehörde anzuzeigen, welche die Richtigkeit der Angabe an Unterbrechun, 
3 \ 8 / 


rt und Stelle unterſuchen läßt und die zu entrichtende Steuer feſtſetzt. N 24 


B. Vorſchriften für die Benutzung der Brennereien und Geräthe. 


F. 24. 


Der im F. 10. angeordnete Betriebsplan muß nach dem von der Steuer⸗ AA. Maisch 
behörde vorzuſchreibenden Rufe für einen vollen Kalendermonat, oder wenn der brennereien. 
Betrieb erſt im Laufe eines Monats beginnen ſoll, für den noch übrigen Theil 1. Anmeldung 
des Kalendermonats eingereicht werden, und die Einreichung mindeſtens drei Tage des Betriebs. 
vor der erſten rating erfolgen. | 

(Nr. 6643.) Außer 


ee 1 1 
Außer den im $. 14. erwähnten Fällen kann eine Abänderung des ange 


meldeten Betriebs einmal im Monate dann geſtattet werden, wenn der Betrieb 
dadurch verſtärkt wird. | 


$. 25. 


2 Anferti⸗ Der Betriebsplan, zu deſſen Anfertigung nur allein das von der Steuer⸗ 
gung und Er, hebeſtelle unentgeltlich zu liefernde Formular benutzt werden darf, muß deutlich 
forberniffe ber geſchrieben und ohne daß darin etwas abgeändert oder ausgelöſcht iſt, zweifach 


Betriebspläne . U . ; 
und Verfahren der erſteren übergeben werden. 


E eben, Mangelhaft gefertigte Betriebspläne giebt dieſelbe ſofort zur Berichtigung 
zurück, und es wird in ſolchen Fällen die Einreichung als nicht geſchehen betrachtet. 


Findet ſich bei der von der Hebeſtelle e rf des Betriebs- 
plans nichts zu erinnern, fo werden beide Exem lare von derſelben genehmigt 
und vollzogen, das eine bleibt bei der Steuerhebeſtelle, das andere wird dem 
Brennereibeſitzer zurückgegeben, welcher gehalten iſt, noch vor Anfang der erſten 
Einmaiſchung daſſelbe an einem hellen Orte in der Brennerei welchen die Steuer⸗ 
behörde dazu auswählt, anzuheften und dort in einem Behältniſſe, über Nele 
Beſchaffenheit die en nähere Anleitung geben wird, während der 
anzen Dauer des angemeldeten Betriebs unbeſchädigt zu erhalten, damit die 
Fehde und Jeder, der in die Brennerei eintritt, alsbald ſolches einſehen 
önnen. 

Wenn die Betriebszeit abgelaufen iſt, muß dieſes Exemplar von dem 
Brennereibeſitzer binnen drei Tagen an die Hebeftelle zurückgeliefert und kann 
a gegen das bei der Steuerhebeſtelle zurückgebliebene Exemplar ausgetauſcht 
werden. 


$. 26. 
3. Allgemeine Für jeden zur Einmaiſchung beſtimmten Tag darf nicht unter 600 Preußiſche 


Regeln für den Quart Maiſchraum angemeldet werden, auch ſind kleinere Maiſchbottiche als von 
2 8 zu, 00 Quart Inhalt nicht zuläſſig. 


a. Beſchrän 

m Die Einmaiſchungen dürfen nur geſchehen: 
erei⸗ ö 

85 in Bezug in den Monaten Oktober bis einſchließlich März von Morgens 6 Uhr bis 
a Raum und Abends 10 Uhr, 

t. 
. in den übrigen Monaten aber von Morgens 4 bis Abends 10 Uhr. 

8.27 

bi Regeln!. Den Brennereibeſitzer bleibt zwar freigeſtellt, wie of und wann er während 

igkeit im Ge des Monats, für welchen er den Betrieb an emeldet hat, die angemeldeten Maiſch⸗ 


brauch ber bottiche benutzen will; die Benutzung derſelben muß jedoch in einer regelmäßigen 
e betiche e dergeſtalt geſchehen, daß in dem zuexft geleerten Maiſchbottiche auch 
mit der Einmaiſchung zuerſt wieder begonnen wird. 8 5 


n 


$. 28. 


Wenn die Bereitung und Aufbewahrung der Maiſche bis zum Abbrennen e. Benutzung 
derſelben nicht in den verſteuerten Maiſchbottichen allein geſchehen ſoll, ſondern ſteuerfreier Ne, 
dazu, oder zu einer mit der Branntweinfabrikation zu verbindenden Hefenbereitung bengefäße 
aus Maiſche, die ſteuerfreie Benutzung noch anderer Gefäße oder Geräthe gewünſcht 
wird, ſo muß dazu die beſondere Erlaubniß der Steuerbehörde nachgeſucht werden. 


$. 29. 


Dem Brennereibeſitzer iſt geſtattet, die Maiſche entweder am dritten oder d. Beſchrän. 
vierten Tage nach der Einmaiſchung, den Tag derſelben mitgerechnet, abzubren- fung des Ar 
nen und darnach den Betriebsplan einzurichten. Die an Einem Tage bereitete Mal 
Maiſche muß auch an Einem Brenntage vollſtändig abgeluttert werden. aa. beftimmte 

Ein früheres oder ſpäteres Abbrennen der Maiſche ift in der Regel nicht Lage. 
geftattet; wird in außerordentlichen Fällen eine Ausnahme nöthig, fo muß zuvor 
der Steuerhebeſtelle davon Anzeige gemacht, und deren ſchriftliche Genehmigung, 
welche jedoch bei Anträgen auf ſpäteres Abbrennen nicht über den vierten Tag 
hinaus gegeben wird, muß dem Betriebsplan beigeheftet werden. 


$. 30. 


An den Tagen, wo Branntweinblaſen zum Betriebe angemeldet find, darf bb. auf Stun 
in der Regel von 7 Uhr Abends bis 5 Uhr Morgens nicht gebrannt werden. den. 
Iſt wegen der Stärke des Betriebs, oder nach der Eigenthümlichkeit des Brenn⸗ 

1 der oder in anderen beſonderen Fällen eine Ausnahme nöthig, ſo iſt darauf 
ei der Steuerbehörde anzutragen, welche nach Prüfung der für den Antrag 
geltend gemachten Gründe die Genehmigung, den Umſtänden nach, nicht ver⸗ 
ſagen wird. 


$. 31. 


Wenn unter amtlichen Verſchluß geſetzte Maiſch⸗ und Deſtillirgeräthe in 4. Frei 
Betrieb kommen ſollen, ſo beſtimmt die Hebeſtelle, wann ſich ein Beamter zur machung der 
Abnahme des Verſchluſſes in der Brennerei einfinden ſoll. en 

Der Brenner ift nicht gehalten, auf den Beamten länger als eine Stunde 
über die beſtimmte Zeit zu warten, und kann nach deren Ablauf, wenn ein be⸗ 
kannter und glaubwürdiger Mann gegenwärtig iſt, und dieſer den Verſchluß als 
unverſehrt anerkannt hat, denſelben abnehmen. 


$. 32. 


Bei dem gleichzeitigen Betriebe der Brauerei und Brennerei darf für die 5.Vorfhriften 
letztere, falls nicht die von der Brauerei zu entrichtende Steuer fixirt iſt, reines BR 8 
Malzſchrot nicht verwendet werden. Das zur Brennerei beſtimmte Malz muß d. rare 
vielmehr vor dem Schroten auf der Mühle wenigſtens zum vierten Theile mit und Brennerei, 
ungemalztem Roggen vermiſcht werden. Wird neben der Brauerei Branntwein 
aus Kartoffeln gebrannt, ſo iſt zu letzterem Behufe der Gebrauch von reinem 

Jahrgang 1867. (Nr. 6643.) 85 Malz⸗ 


Branntwein 
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Malzſchrot zwar geſtattet, daſſelbe muß jedoch beſonders angemeldet und auf⸗ 
bewahrt werden und ſteht unter der Aufſicht und Kontrole der Steuerbehörde. 


| §. 33.5 
BB. Brenne⸗ Bezüglich der ede des Betriebs kommen die Beſtimmungen der 
reien zur Be. d. 24. und 25. auch bei der Bereitung von Branntwein aus nicht mehligen 


zeitung ven Stoffen zur Anwendung. Der Betriebsplan darf für die Periode, auf welche 
aus nicht meh- er lautet, in der Regel nur auf Stoffe von einem und demſelben Steuerſatze 
ligen Stoffen. gerichtet fein; wer für die ganze angemeldete Betriebszeit den höheren Steuerſatz 
1. Anmeldung ($. 4. Littr. b.) entrichtet, iſt in der Wahl der nicht mehligen Stoffe und deren 
des Betriebes. Abwechſelung keiner Beſchränkung unterworfen. 


Wer in einem Jahre nicht mehr als 15 Preußiſche Eimer Stoffe der 


erſten (F. 4. Littr. a.) oder 7 Eimer der zweiten Art (F. 4. Littr. b.) zu 


Branntwein verwenden kann oder will, muß dieſen Vorrath innerhalb eines Ka⸗ 
lendermonats abbrennen, auch darf überhaupt nicht weniger als beziehungsweiſe 
15 und 7 Eimer für Einen Monat angemeldet werden. 


$. 34. 


2. Bejtims In Anſehung der Brennzeit greifen zwar die Beſtimmungen des F. 30. 
mung der ebenfalls Platz, jedoch kann dieſelbe, wenn die Anzahl der angemeldeten Blaſen⸗ 
Biennzeit. füllungen, welche nicht unter zwei an einem Tage fein darf, der Produktions⸗ 

fähigkeit der Blaſe innerhalb der vierzehnſtündigen Brennzeit nicht entſpricht, durch 
die Steuerbehörde auf das wirkliche Bedürfniß vermindert werden. 


$. 35. 


3. Material» Die im F. 11. vorgefchriebenen Material⸗Vorrathsverzeichniſſe müſſen in 
Kontrole. doppelter Ausfertigung übergeben werden, und die Art und Menge des in jedem 


915 l er. Gefäße befindlichen Materials, ſowie den Aufbewahrungsort enthalten. 


rzaths Verzeich⸗ Auf dieſes Verzeichniß findet dasjenige ebenfalls Anwendung, was im $. 25. 
niſſen. wegen der Betriebspläne vorgeſchrieben iſt. 

a H. 36. 
b. Reviſion der Bei Reviſion der Vorräthe an Material werden alle, dergleichen Vorräthe 


Material-Vor enthaltende Gefäße für voll angenommen; bei eingeſtampften Weintreſtern, Kernobſt 
9 und Treſtern von demſelben jedoch für die obere unbrauchbare Schicht zehn Pro- 
zent von dem Inhalt des Gefäßes in Abzug gebracht. 


| §. 37. 


Der Revifion wird das nach H. 35. abzugebende Verzeichniß zum Grunde 

Gicht und unter demſelben der Befund von dem revidirenden Beamten beſcheinigt. 
Ergiebt ſich hierbei nach dem im vorigen Paragraphen gedachten Abzuge gegen 
den angezeigten Geſammtvorrath ein Mehrbetrag und beläuft ſich dieſer nicht auf 
ein Zehntheil, ſo tritt, wie bei einem Minderbefund, nur eine Bene 
er 
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Verzeichniſſes ein; wegen eines größeren Mehrbetrages muß jederzeit das Straf⸗ 
verfahren eingeleitet werden. Das eine Exemplar des mit der Reviſionsbeſcheini⸗ 
gung verſehenen Verzeichniſſes wird bei der Steuerhebeſtelle zurückbehalten, das 
andere Exemplar aber dem Brennereibeſitzer zurückgegeben, der ſolches aufbewahrt 
und bei Aufſtellung der Betriebspläne benutzt. f 


$. 38. 


Werden neue Vorräthe angeſchafft, jo müſſen ſolche der Hebeſtelle an⸗ 
gemeldet und unter gehöriger Reviſion in dem Verzeichniſſe ($. 35.) in Zugang 
gebracht werden. Ebenſo muß jede Verwendung des in dieſen Verzeichniſſen 
enthaltenen Materials zu anderen Zwecken, als unter gehöriger Anmeldung zum 
Branntweinbrennen, der Hebeſtelle angezeigt und nachgewieſen werden, es müßte 
denn auf ferneren Brennereihetrieb bis zum nächſten Septembermonat ganz ver⸗ 
zichtet werden, in welchem Falle die Materialkontrole, von der Verzichtung ab, 
bis dahin aufhört. 


§. 39. 


Der zum Brennen angemeldete und von dem Vorrathsverzeichniſſe zu dieſem 
Zwecke abgeſchriebene Theil der Materialien wird auf den Grund des Betriebs⸗ 
plans beſonders revidirt und unter demſelben der Befund von der Hebeſtelle 
beſcheinigt. Bei Abweichungen des Befundes von dem angemeldeten Betrage 
findet die dieſerhalb in dem F. 37. gegebene Vorſchrift Anwendung. 

Die Steuerzeichen an den Gefäßen müſſen, bis deren Inhalt ganz ab⸗ 
gebrannt iſt, unverletzt erhalten werden. 


$. 40. 


Material, welches bei der Reviſion verdorben und untauglich zur Ver⸗ 4. Verfahren, 
wendung auf Branntwein gefunden werden möchte, iſt von dem revidirenden wenn Material 
Steuerbeamten, wenn es mehr als die oben nach F. 36. zu vergütende Schicht verdorben ist. 
begreift, entweder mit Zuſtimmung des Brennereibeſitzers aus dem Aufbewahrungs⸗ 
eis fogleich le und von dem Vorrathsverzeichniſſe oder dem Betriebs⸗ 
plane abzuſetzen, oder aber, wenn der Brennereibeſitzer dieſes nicht will, oder nicht 
debe e iſt, das ganze Gefäß, worin ſich dieſes verdorbene Material befindet, aus 
der Vorrathserklärung auszuſcheiden. 

Außerdem kann auf angebliches Verdorbenſein von Material keine Rück⸗ 
ſicht genommen werden. 


. 41. 


Für Brennereibetrieb, der ununterbrochen wenigſtens ſieben Tage o 5. Figation der 
fol, kann auch, und zwar auf dieſe oder längere Zeit innerhalb jeden Kalender- Brennereien. 
monats, Fixation der Steuer eintreten. Dieſe wird dann berechnet nach Maaß⸗ 
gabe der zu verwendenden Materialgattung und derjenigen Menge dieſes Materials, 
welche während der erklärten Betriebszeit ohne Unterbrechung mit den zum Ge⸗ 
brauch beſtimmten Deſtillirgeräthen nach ihrer Betriebsfähigkeit ($. 34.) in Brannt⸗ 
wein umgewandelt werden kann. ; 
Nr. 6648.) 85* Die 


il 


Die Steuerkontrole beſchränkt ſich alsdann allein darauf, die Geräthe nur 
‚während der Betriebszeit außer Verſchluß zu laſſen und dahin zu ſehen, daß keine 
höher beſteuerten Materialgattungen zur Verwendung auf Branntwein kommen. 
Die oben vorgeſchriebene Materialkontrolle ruht für ſo fixirte Brennereien, 
und ſie ſind nicht gehalten, beſondere Betriebspläne abzugeben, oder ihre Material⸗ 
beſtände nachzuweiſen. Eine ſolche Steuerfixation hängt übrigens von dem freien 
Uebereinkommen der Verwaltung mit dem Steuerpflichtigen ab, und es ſind zu 
dem Ende die Bedingungen in der Fixationsbewilligung beſtimmt auszudrücken. 
Die Steuerbehörde kann zu jeder Zeit die Fixationsbewilligung zurücknehmen, 
wenn die Geräthe verändert und die feſtgeſetzten Bedingungen nicht erfüllt werden. 


H. 42. 


6. Gleichzeiti⸗ Brennereien, welche außer den $. 4. genannten Stoffen auch Getreide, 
ger Betrieb der Kartoffeln u. ſ. w. auf Branntwein verarbeiten, find in dieſer Hinſicht ganz nach 
Brennerei aus den für die Branntweinbereitung aus ſolchen Materialien beſtehenden Vorſchriften 


Getreide oder 
Kartoffeln. zu behandeln. 


IV. Rechte und Pflichten der Steuerbeamten bei Ausübung 
des Dienſtes. 


. 43. 


1. Revifions- Das Gebäude, in welchem eine Brennerei betrieben wird, wohin auch die 

befugniß der Räume, in welchen die Gefäße zum Einmaiſchen, Abkühlen, Kochen und Dämpfen 

Steuerbeamten. des Materials aufgeſtellt find, ſowie die Gefäße, in welchen nicht mehlige Stoffe, 

on aul der und die Räume, in denen außer Gebrauch cee Theile des Deſtillirgeräths 

m aufbewahrt werden, gehören, kann, ſobald die Brennerei zum Betriebe angemeldet 

iſt, zu jeder Zeit, ſonſt aber nur von Morgens 6 bis Abends 9 Uhr von den 

Steuerbeamten Behufs der Reviſion beſucht, und muß ihnen zu dem Behufe 
ſogleich geöffnet werden. 

So lange in der Brennerei gearbeitet wird, muß der Zugang derſelben 

ſtets unverſchloſſen ſein. 


räume. 


9. 44. 


In derſelben erſtreckt ſich die Reviſionsbefugniß der Beamten darauf, 
nachzuſehen, daß 
a) überhaupt die Brennereigeräthe unverändert ſo wie ſie angegeben und 
bezeichnet worden, auch keine unangemeldeten Geräthe vorhanden ſind, 
fd außer Gebrauch geſetzte Geräthe ſich noch in dieſem Zuſtande be⸗ 
nden; 
b) der abgegebene Betriebsplan in allen Theilen pünktlich befolgt werde, 


auch, inſofern aus nicht mehligen Stoffen gebrannt wird, keine unange⸗ 
meldete Gefäße mit dergleichen Stoffen vorhanden ſind. sa 
40. 


„„ 5 a 15 
. 45. 


Iſt gegründeter Verdacht vorhanden, daß Unterſchleife, um dem Staat b. Hausſu⸗ 
die ſchuldigen Gefälle zu verkürzen, begangen worden, und deshalb eine förm⸗ chungen. 
liche Hausſuchung erforderlich, es ſei bei Perſonen, welche Brennerei betreiben, 
oder bei anderen, ſo muß dazu von einem Oberbeamten oder einer höheren, der 
Steuerhebeſtelle vorgeſetzten Behörde ein ſchriftlicher Auftrag extheilt werden, und 
ſie darf nur unter Beachtung der für Hausſuchungen im Allgemeinen vorgeſchrie⸗ 
benen Formen und an ſolchen Orten ſtattfinden, die zur Begehung des Unterſchleifs 
oder Verheimlichung von Beſtänden ſteuerpflichtiger Gegenſtände geeignet ſind. 

$. 46. 

Diejenigen, bei welchen revidirt wird, und deren Gewerbsgehülfen find e. Verhalten 
verbunden, den revidirenden Beamten diejenigen Hülfsdienſte zu leiſten, oder Derjenigen, bei 
leiſten zu laſſen, welche erforderlich find, um die ihnen obliegenden Geſchäfte, es welchen revtdirt 
mögen ſolche in Revifion des Betriebs, Nachmeſſung der Geräthe, Anlegung wird. 
des Verſchluſſes oder Feſtſtellung des Thatbeſtandes bei vorgefundenen Unrichtig⸗ 
keiten beſtehen, in den vorgeſchriebenen Grenzen zu vollziehen. 


$. 47. 


Die Dienſtſtunden, in welchen die Erhebungsbeamten an den Wochentagen 2. Dienſtſtun⸗ 
zur Abfertigung der Steuerpflichtigen bereit fein müſſen, beſtimmt die Verwal⸗ den und bereite 
tung. Als Regel wird feſtgeſetzt, daß, wo die Hebeſtellen mit zwei oder meh⸗ Abfertigung. 
reren Beamten beſetzt ſind, die Dienſtſtunden folgende ſein ſollen: 


in den Wintermonaten Oktober bis Februar einſchließlich Vormittags 
von 8 bis 12 Uhr und Nachmittags von 1 bis 5 Uhr, 


in den übrigen Monaten von 7 bis 12 Uhr und von 2 bis 5 Uhr. — 
An andern Orten ſind die Dienſtſtunden auf die Vormittagszeit von 
9 bis 12 Uhr eingeſchränkt. i 


Wenn es nöthig ift, muß auch außer diefer Zeit die Abfertigung der Steuer: 
pflichtigen möglichſt bewirkt werden. Abweichungen von vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen ſollen an den Orten, wo dergleichen ſtattfinden, beſonders bekannt gemacht 
werden. 

$. 48. 


Von den Steuerſchuldigen dürfen die Steuerbeamten unter keinen Umſtänden 3, Ablehnen 
für irgend ein Dienſtgeſchäft ein Entgelt oder Geſchenk, es ſei an Geld, Sachen von Geſchenken. 
oder Dienſtleiſtung, es habe Namen, wie es wolle, verlangen oder annehmen. 
Andererſeits dürfen die Steuerpflichtigen dergleichen unter keinen Umſtänden und 
unter keinerlei Vorwand geben oder nur antragen, ohne ſich ſtraffällig zu machen. 


§. 49. 
Außer den beſtimmten Steuerſätzen wird nichts erhoben; Quittungen und 4. Umguläffige 
Beſcheinigungen der Steuerbehörden werden gebührenfrei ertheilt. keit von Neben. 


(Nr. 6643.) V. Bon erhebungen, 


Se NT 


V. Bon den Strafen und dem Strafverfahren. 
A. Allgemeine Strafbeftimmungen. 


$. 50. 


1. Strafe der Wer eine Gewerbshandlung, von deren Ausübung die Entrichtung der 

Defrandation. Branntweinſteuer abhängig iſt, vornimmt, hat, wenn ſolche entweder in einem 
von der Steuerhebeſtelle vollzogenen Betriebsplane gar nicht angegeben iſt, oder 
von der hierin angegebenen dergeſtalt abweicht, daß daraus eine Verkürzung der 
Steuer folgt, die Strafe der Defraudation verwirkt. 


$. 51. 
a. im erſten Die Strafe der Defraudation beſteht in einer Geldbuße, welche dem vier⸗ 
Falle. fachen Betrage der vorenthaltenen Steuer gleichkommt. Die Steuer iſt überdem 
von der Strafe unabhängig zu entrichten. 
§. 52. 


b. im erſten Im Falle der Wiederholung nach vorhergegangener Beſtrafung wird die 
Rückfall. Strafe auf den achtfachen Betrag der vorenthaltenen Steuer beſtimmt. Außerdem 
darf der Schuldige, wenn er Brenner iſt, das Recht zu brennen in einem Zeit⸗ 
raume von drei Monaten weder ſelbſt ausüben, noch durch einen Anderen zu 

ſeinem Vortheile ausüben laſſen. 


$. 53. 


e, bei ferneren Im dritten Falle der Uebertretung nach vorhergegangener zweimaliger 
Rückfällen. Beſtrafung iſt der le Betrag der nicht erlegten Steuer als Strafe 
N verwirkt. Iſt der Schuldige ein Brenner, ſo darf er das Gewerbe des Brennens 
nie und 0 keinen Zeiten weder ſelbſt ausüben, noch durch einen Anderen zu ſeinem 

Vortheile ausüben laſſen. 


$. 54. 


2. Anwendung Wenn Maiſchgefäße, welche von der Steuerbehörde außer Gebrauch geſetzt 
ber Defrauda worden, unbefugter Weiſe zum Einmaiſchen benutzt worden find, jo ſoll die Be⸗ 
nenne rechnung der Steuer und der Defraudationsſtrafe in der Art geſchehen, daß auf 
i det jeden dritten Tag von der Stunde ab, wo die Maiſchgefäße zuletzt amtlich unter 
Malsch, oder Verſchluß gefunden worden find, bis zur Zeit der Entdeckung eine Einmaiſchung 
Defillirgeri angenommen wird. 


the unbefugter 
Weiſe benutzt S. 55. ; 
een. Sind in Brennereien, wo Branntwein aus nicht mehligen Stoffen bereitet 


wird, Deſtillirgeräthe, welche von der Steuerbehörde außer Gebrauch geſetzt pe 
en, 
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den, unbefugter Weiſe wieder in Betrieb gebracht, ſo werden die verkürzte Steuer 
und der Betrag der Defraudationsſtrafe nach derjenigen Materialmenge zum 
höchſten Steuerſatze berechnet, welche ſeit der Stunde, wo das unbefugter Weiſe 
gebrauchte Deſtillirgeräth zuletzt amtlich unter Verſchluß gefunden worden iſt, bis 
ber 119 der Entdeckung auf dieſem Geräth hat zu Branntwein verarbeitet wer⸗ 
en können. 


$. 56. 


i Wird den bei Fixationsbewilligungen fette Sen Bedingungen zur Ver- 3. Anwendung 
kürzung der Steuer entgegen gehandelt, ſo tritt die Strafe der Defraudation ein. der Ba 
tionsſtrafe bei 

der Verletzung 

a igationd« 

B. Beſondere Strafbeftimmungen. a nn 


$. 57. 


Die Einmaiſchung oder Zubereitung von Maiſche, die dem Steuerbeamten 1. Strafe der 
gar nicht angeſagt, oder die an anderen Tagen, in anderen Räumen oder in ans heimlichen oder 
deren Gefäßen, als den in dem amtlich beſtätigten Betriebsplane dazu angemeldeten, gien 
vorgenommen wird, ſoll an und für ſich mit einer Geldbuße von Einhundert 9" 3% Auf 
Thalern, von welcher dem Entdecker zwei Drittheile zufallen, und mit der Konfis⸗ ewa Ko 
kation der gebrauchten Gefäße beſtraft werden, die geſetzliche Defraudationsſtrafe Maiſche⸗ 
daneben aber nur alsdann eintreten, wenn die Abſicht einer Verkürzung dr 
Steuer nachgewieſen wird. 


$. 58. 


Wenn der Vorſchrift des F. 11. entgegen ſteuerpflichtige Materialien ent- 2. Strafe ber 
weder gar nicht angezeigt, oder in größerer Menge, als ſolche nach den Beſtim⸗ unterlaſſenen 
mungen der $$. 36. und 37. ſtraffrei iſt, oder an anderen Orten, als das Vor aden mh 
eich und der Betriebsplan ergeben, vorgefunden werden, fo findet heuerpichtiger 
eine Geldbuße von Einhundert Thalern ſtatt, von welcher dem Entdecker zwei Stoff. 

Drittheile zufallen. Wird bei Zuwiderhandlungen obiger Art che die Ab⸗ 
ſicht der Steuerverkürzung nachgewieſen, ſo tritt außerdem noch die Defraudations⸗ 
ſtrafe hinzu. 

$. 59. 


Wenn die Brennereigeräthe oder die damit vorzunehmenden oder vorge⸗ 3. Strafe der 
nommenen Veränderungen nicht, wie im $. 6. vorgeſchrieben iſt, angezeigt wor⸗ unterlaſſenen 
den, fo tritt die Konfiskation der verſchwiegenen, veränderten oder anderswohin oder unrichti 
gebrachten Stücke und eine Geldſtrafe von 25 bis 100 Rthlr. ein. gen eee 


Geräthe. 
$. 60. 


Wer der Vorſchrift im F. 7. zuwider Brennerei: oder Deſtillirgeräthe, 4. Strafe ber 

55 1 5 bei der Steuerhebeſtelle und darüber erhaltene Beſcheinigung, einem unterlaſſenen 
nderen übergiebt, verfällt in eine Strafe von 5 bis 20 Rthlr., welche bei W 1115 
Wiederholungen auf 20 bis 50 Rthlr. erhöht wird. Geräten man 
(Nr. 6643,) $. 61. dere Hand. : 
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$. 61. 


5. Strafe der Werden die im F. 8. vorgeſchriebenen Bezeichnungen der Geräthe unter- 


e laſſen, ſo kommen die Strafbeſtimmungen des F. 59. zur Anwendung. 
eräthe⸗ 2 
zeichnung. 

$. 62. 


6. Strafe dee: Abweichungen von den Tageszeiten, in welchen eingemaiſcht werden fol, 

ee RP Abweichungen von den deklarirten Tagen des Blaſenbetriebs, oder von der 

105 a an dieſen Tagen geſtatteten Brennfriſt werden mit 2 Rthlr. und bei Wieder⸗ 
holungen mit 5 bis 20 Rthlr. beſtraft. 


K. 63. 


7. Strafe des Eigenmächtige Veränderungen in dem von der Steuerhebeſtelle vollzogenen 
e Betriebsplane (F. 10.), inſofern dadurch nicht eine härtere Strafe verwirkt iſt, wer: 
rigen Lerſah den mit 2 bis 50 Rthlr. beſtraft. Im Wiederholungsfalle tritt Verdoppelung der 
rens mit den ‚ . ) " ) 2 * PP 19 
Betricbsplänen Strafe und im dritten Uebertretungsfalle überdem der Verluft der Befugniß zur 
und Material, Betreibung der Brennerei ein. Auch dee welcher ſeinen Betriebsplan nicht 
Vorraths⸗ Ber- reinlich aufbewahrt oder nicht bereit hält, ſolchen jederzeit dem Reviſionsbeamten 
) ) ) i halt / gen jederz 
geichniffen. gleich vorlegen zu können, wird ſchon deshalb um Ein bis fünf Thaler beſtraft, 
f 5 wenn auch nicht erweislich iſt, daß derſelbe, um eine Kontravention zu verbergen, 
weggeſchafft oder beſchädigt worden. N 5 ar 
Was vorſtehend in Betreff der Betriebspläne angeordnet worden ilt auch 

es IT d ebsp 9 9 ) 
für die Material⸗Vorrathsverzeichniſſe (F. II.). 


$. 64. 


8. Verletzung Wer den amtlichen Verſchluß, durch welchen Maifch-, Deſtillir⸗ und andere 
bes verſchluſes Geräthe außer Gebrauch geſetzt worden, abnimmt, verletzt, oder ſonſt unbrauch⸗ 
ai 95 bar macht, die vorgeſchriebene Bezeichnung der Geräthe (F. 8.) zerſtört, verändert 
Geräthe. oder nachmacht, wird, wenn auch eine Steuerverkürzung nicht beabſichtigt worden, 
bei einer Veränderung oder Zerſtörung der vorgeſchriebenen Bezeichnungen mit 
der im $. 59. beſtimmten Strafe und bei Verletzung des amtlichen Verſchluſſes 
der Maiſch⸗ und Deſtillirgeräthe mit einer Geldbuße von 2 bis 20 Rthlr. belegt, 
ae nicht glaubwürdig dargethan wird, daß die Zerſtörung der Bezeichnung oder 
ie Verletzung des Berfehlues durch einen vom Steuerpflichtigen nicht verſchul⸗ 
deten Zufall entſtanden, und davon gleich, nachdem ſolche wahrgenommen worden, 

Anzeige geſchehen iſt. 

$. 65. 


9. Beſtrafung Die Uebertretung anderer in dieſer Verordnung enthaltenen Vorſchriften 


fonftiger Geſeh und der in Gemäßheit derſelben erlaſſenen und gehörig bekannt gemachten Bi 

Uebertretun. waltungsvorſchriften, auf welche keine beſondere Strafe geſetzt worden, ſoll mit 

gen. einer Geldbuße von 1 bis 10 Rthlr. geahndet werden. 0. Vi, 
| J. Ver: 


o 


C. Vertretungs verbindlichkeit für verwirkte Geldſtrafen. 


$. 66. 


i Wer Brennerei treibt, muß für ſein Geſinde, ſeine Diener, Gewerbs⸗ 
gehülfen und ſeine im Hauſe befindliche Ehegattin, Kinder und Anverwandten, 
was die nach $$. 51. bis einſchließlich 65. verhängten Geldſtrafen und die vor- 
enthaltene Steuer betrifft, mit ſeinem Vermögen haften, wenn die Geldſtrafe 
und die Steuer wegen Unvermögens des eigentlich Schuldigen nicht beigetrieben 
werden können. Der Steuerverwaltung bleibt aber in dieſem Falle vorbehalten, 
die Geldbuße von dem ſubſidiariſch Verhafteten einzuziehen oder ſtatt deſſen, und 
mit Verzichtung hierauf, die im Unvermögensfalle an die Stelle der Geldbuße 
zu verhängende Freiheitsſtrafe ſogleich an den 1 Schuldigen vollſtrecken zu 
laſſen, ohne 1 letzteren Falls die Verbindlichkeit der ſubſidiariſch Verhafteten 
rückſichtlich der Steuern dadurch aufgehoben wird. 


D. Zuſammentreffen mehrerer Zuwiderhandlungen gegen die 
f i Geſetze. 


$. 67. 


Treten der e Wen gegen die Beſtimmungen dieſer Verordnung 
andere Vergehen oder Verbrechen hinzu, ſo kommen die allgemeinen Strafgeſetze 
zur Anwendung. 8 

Iſt mit einer Defraudation zugleich eine Verletzung beſonderer Vorſchriften 
dieſer Verordnung verbunden, ſo tritt die darauf geſetzte Strafe in der Regel der 
Strafe der Defraudation hinzu. 

Im Falle mehrerer oder wiederholter Zuwiderhandlungen gegen dieſe Ver⸗ 
ordnung, welche nicht in Defraudationen beſtehen, ſoll, wenn die Kontraventionen 
derſelben Art ſind und gleichzeitig entdeckt werden, die Kontraventionsſtrafe, ins⸗ 
beſondere die durch die 8 57. und 58. verhängte Strafe von Einhundert Tha⸗ 
lern gegen den ſubſidiariſch Verpflichteten, gleichwie gegen die eigentlichen Thäter 
und Ahlhhmet, nur in einmaligem Betrage feſtgeſetzt werden. 


E. Strafe der Beſtechung der Beamten. 


$. 68. 


Wer einem zur Wahrnehmung des Steuerintereſſes verpflichteten Beamten 
mit welchem er im Amte zu thun hat, Geld oder Geldeswerth zum Geſchenk 
anbietet oder wirklich giebt, ſoll den vier und zwanzigfachen Betrag des angebote⸗ 
nen oder gegebenen Geſchenkes zur Strafe ey Iſt über den Betrag nichts 
auszumitteln, fo tritt eine Geldbuße von zehn Thalern ein. | 
Jahrgang 1867. (Nr. 6643.) 86 F. Stra fe 
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F. Strafe der Widerſetzlichkeit gegen Beamte. 


$. 69. 


Eine jede Widerſetzlichkeit gegen die in Ausübung ihres Amtes begriffenen 
Perſonen, mögen es Steuerbeante oder andere zur Wahrnehmung des Steuer⸗ 
intereſſes verpflichtete Beamten fein, ſowie auch die Verſagung der im F. 46. den 
Gewerbtreibenden zur Pflicht gemachten Hülfsleiſtung, ſoll an dem Schuldigen, 
ſoweit nicht nach den allgemeinen Strafgeſetzen eine härtere Strafe Platz greift, 
mit zehn bis funfzig Thalern oder mit verhältnißmäßiger ($. 70.) Gefängniß⸗ 
ſtrafe geahndet werden. 

Die Wahl der Strafgattung bleibt nach den Umſtänden eines jeden ein⸗ 
zelnen Falles der Behörde überlaſſen, welche in der Sache ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden hat. 


G. Un vermögenheit. 


$. 70. 


Bei dem Unvermögen zur Entrichtung der Geldſtrafe tritt in allen durch 
die gegenwärtige Verordnung mit Geldftrafe bedrohten Fällen verhältnißmäßige, 
nach den diesfäligen Beſtimmungen der allgemeinen Strafgeſetze zu bemeſſende 
Gefängnißſtrafe ein. 

Dieſelbe darf im erſten Straffalle die Dauer von Einem Jahre, beim 
erſten Rückfalle die Dauer von zwei Jahren und bei weiteren Rückfällen die 
Dauer von vier Jahren nicht überſteigen. 


H. Verwendung der Strafgelder. 


. 71. 


Von den auf Grund dieſer Verordnung eingezogenen Strafen und von 
dem Erlöſe aus Konfiskaten wird — mit der in den $$. 97. und 58. feſtgeſetz⸗ 
ten Ausnahme — ein Drittheil den Steuerbeamten, ingleichen den Polizei, Forſt 
beamten und Gendarmen als Belohnung zu Theil, inſofern ſie die Zuwiderhand⸗ 
lung entdeckt oder zu der Entdeckung Hülfe geleiſtet haben. 8 
3 Die anderen zwei Drittheile verbleiben der Staatskaſſe. 


J. Verfahren gegen die Kontravenienten. 


§. 72. 


In Anſehung des Verfahrens bei Verfolgung von Zuwiderhandlungen 
gan die Beſtimmungen dieſer Verordnung kommen die Beſtimmungen über das 
erfahren bei Zollkontraventionen zur Anwendung. m 


Der Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſer Verordnung, inſonder⸗ 
heit mit der Beſtimmung der Hebeſtellen und Beamten, welchen die Erhebung 


der Branntweinſteuer und die Kontrole übertragen wird, ſowie dem Erlaſſe der 
erforderlichen Kontrolvorſchriften und Inſtruktionen beauftragt. Auch iſt derſelbe 


ermächtigt, ſoweit nach den örtlichen 11 das Bedürfniß von Erleichte⸗ 
rungen bezüglich der in den 05 16. bis 42. dieſer Verordnung ertheilten Be⸗ 
triebsvorſchriften ſich ergiebt, ſolche Erleichterungen anzuordnen. N 

Soweit die Vorſchriften dieſer Verordnung auf Preußiſche Währung und 
Preußiſches Gemäß ſich beziehen, hat der Finanzminiſter, nach Bedürfniß, dieſe 
Vorſchriften in ihrer Anwendung auf die in dem betreffenden Landestheile geſetz⸗ 
lich beſtehende Währung und das beſtehende Gemäß näher zu beſtimmen. 


. 74. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1867. in Kraft. Von demſelben 
Zeitpunkte ab werden die geſetzlichen Vorſchriften, welche über die Beſteuerung 
des Branntweins in denjenigen Landestheilen, für welche dieſe Verordnung ergeht, 
zur Zeit beſtehen, außer Wirkſamkeit geſetzt. i 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. s 


Gegeben Berlin, den 11. Mai 1867. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
a Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 6644.) Verordnung wegen Beſteuerung des Braumalzes in den Regierungsbezirken 
Wiesbaden und Kaſſel, ſowie in dem Gebiete des vormaligen König⸗ 
reichs Hannover und der Herzogthümer Schleswig und Holſtein. Vom 
11. Mai 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


verordnen für die durch die Verordnung vom 22. Februar 1867. (Geſetz⸗-Samml. 
S. 273.) gebildeten Regierungsbezirke Wiesbaden und Kaſſel, ferner für das 
Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, ſoweit dafjelbe dem Zollverein 
angeſchloſſen iſt, und für das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und Holſtein, 
und zwar vorläufig mit Ausnahme der aus dem Zollverbande derſelben ausge⸗ 
ſchloſſenen Landestheile, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


. 


Beſteuerung Wer Bier aus Getreide verfertigt, ſoll von jedem Zentner Malzſchrot 

15 Braumal- oder Getreideſchrot, welches zum Bierbrauen verwendet wird, 20 Sgr. entrich⸗ 

Rn ten. Iſt mit der Bierbrauerei zugleich eine Eſſigbereitung verbunden, oder wird 
Eſſig aus Malz in eigends dazu heſtimmten Anlagen im Großen zum Verkauf 
bereitet, ſo muß auch von dem Schrote, welches zur Eſſigbereitung verwendet 
wird, dieſe Steuer entrichtet werden. 


$. 2. 

Steuerpflich⸗ Bei der Verwiegung von Braumalz wird für den Sack nichts abgerechnet, 
digfeitbesBrut auch macht es keinen Unterſchied, ob das Malz trocken oder angefeuchtet ift; da⸗ 
blogewichts. gegen wird bei einer Verwiegung jeder Malzpoſt ein Uebergewicht unter 15 Zent⸗ 

ner nicht berückſichtigt. a 
F. 3. 


Wann die Die Verſteuerung des Braumalzes muß erfolgen, bevor die Einmaiſchung 
Steuer zu zah⸗geſchieht. 
len iſt. $. 4, 


Sigation. Die Verſteuerung kann nach Uebereinkommen mit der Steuerbehörde unter 
den von derſelben feſtgeſetzten Bedingungen durch Entrichtung einer Abfindungs⸗ 
ſumme auf einen beſtimmten Zeitraum erfolgen. 


§. 5. 


Haustrunk. Die Verfertigung des Haustrunkes in gewöhnlichen Kochkeſſeln iſt von 
der Steuerentrichtung ganz frei, wenn die Hübe allein zum eigenen 
Bedarf in Familien von nicht mehr als zehn Perſonen über vierzehn Jahre 


geſchieht. 
Wer von dieſer Bewilligung Gebrauch machen will, muß ee der 
Steuerbehörde zuvor in jedem Jahre anmelden und darüber einen Anme deſchein 
ſich ertheilen laſſen. 5 \ 


ie 


$.6. 
In den Fällen des F. 5. iſt ein jedes Ablaſſen der zubereiteten Getränke Beschränkung 
an nicht zum Haushalte gehörige Perſonen unterſagt. 155 22 
brauereien. 
8.75 


Wegen Vergütung der Steuer bei Verſendungen von Bier in das Vergütung der 
Ausland werden im Falle des Bedürfniſſes beſondere Beſtimmungen vom Finanz⸗ Steuer bei Ver⸗ 


e i ſendung in das 
miniſter erlaſſen werden. Ausland. 
$. 8. 


Wer Eſſig zum fe oder, ohne nach F. 5. von der Steuer befreit Ameige der 
zu ſein, Bier brauet, iſt gehalten, der Steuerhebeſtelle eine Nachweiſung einzu⸗ Se 
reichen, worin die Räume zur Brauerei, die Braupfannen und Braubottiche, 15 
ingleichen der Inhalt derſelben in Preußiſchen Quarten genau und vollſtändig niche 
angegeben ſein müſſen. Gleiche Verpflichtung zur Anzeige binnen drei Tagen 
liegt ihm ob, wenn neues Geräthe angeſchafft, oder wenn das vorhandene 
ganz oder zum Theil abgeändert oder in ein anderes Lokal gebracht wird. 


Inhaber von Brauereien, ſowie andere Perſonen, wenn letztere Brau⸗ 
pfannen blos beſitzen, oder fie verfertigen, oder Handel damit treiben, dürfen die⸗ 
ſelben weder ganz noch theilweiſe, weder neu noch ausgebeſſert aus ihren Händen 
geben, bevor ſie es der Steuerhebeſtelle ihres Wohnorts angezeigt und darüber 
eine Beſcheinigung von dieſer erhalten haben. 


$. 9. 

Jede Brauerei ſoll mit einer geſetzlich sulälligen Waage, worauf wenig⸗ erforderniß 
ſtens fünf Zentner auf einmal abgewogen werden können, und mit den erforder: einer Waage. 
lichen geaichten Gewichten verſehen ſein. Bis ſolche angeſchafft worden, kann 
der Betrieb der Brauerei verſagt werden. a 


§. 10. 
Jeder Brauer iſt verbunden, feinen Vorrath an Malzſchrot nur an einem Aufbewah⸗ 
gewiſſen, ein- für allemal zu beſtimmenden Orte aufzubewahren. rung und Ver⸗ 


Beim gemeinſchaftlichen Betriebe der Brauerei und Brennerei darf zu letz wi 
terer reines Malzſchrot nicht verwendet werden. Die Verwendung eines Ge⸗ es 
menges von Schrot aus gemalztem und ungemalztem Getreide iſt zuläſſig, die 
Miſchung muß jedoch vor dem Schroten auf der Mühle in den Körnern ge⸗ 

ſchehen. Wird neben der Brauerei Branntwein aus Kartoffeln gebrannt, ſo ſoll 

1 5 der Gebrauch von reinem Malzſchrot zu letzterem Behuf geſtattet werden; 

as hierzu ſowohl, als zur Brauerei 5 verwendende muß jedoch beſonders 

deklarirt und aufbewahrt werden, und find auch die Räume für jenes unter Auf- 

ſicht und Kontrole der Steuerbeamten zu ſetzen. 


(Nr. 6644.) II: 


9511. 


Verfahren bei Wer eine Brauerei betreibt, iſt verpflichtet, der Steuerhebeſtelle ſchriftlich 
der Berſteue- anzuzeigen, wie viel Malzſchrot er zu jedem Gebräude nehmen, an welchem Tage 
. und zu welcher Stunde er einmaiſchen wird, und die Steuer von der angemel⸗ 

deten Beſchickung gleichzeitig zu entrichten. 

Es ſteht dem Steuerpflichtige frei, dieſe Anzeige, jo oft er brauet, zu 
machen, oder im Voraus für einen beſtimmten Zeitraum. Im letzteren Falle 
kann er die Steuer für den ganzen Zeitraum vorausbezahlen, oder für jede 
Maiſchung beſonders vor deren Eintritt. 


§. 12. 


e Die Deklaration des Brauers, Behufs der Verſteuerung, ſoll ſich auch 
es Bierzuges darauf erſtrecken, wie viel Bier er aus dem angegebenen und zu verſteuernden 
Malzſchrot ziehen will. 


$. 13. 
Anmeldung Die Anmeldung muß, wenn des Vormittags gemaiſcht werden foll, ſpäte⸗ 
und deren Ber ſtens am Nachmittage des vorhergehenden Tages, und wenn Nachmittags ge 


rain maiſcht werden ſoll, ſpäteſtens am Vormittage deſſelben Tages drei Stunden 


vorher, in beiden Fällen auch während der Dienſtſtunden (§. 20.) erfolgen. 
Berichtigungen dieſer Anmeldungen bei der Hebeſtelle ſind zuläſſig, wenn 
ſie mindeſtens an dem der beabſichtigten Veränderung vorhergehenden Tage ge: 


ehen. 
Soll die Beſchickung darnach verſtärkt werden, oder ſollen neue Gebräude 
hinzutreten, ſo wird die Steuer davon gleichzeitig entrichtet. 
Soll ein Gebräude eingeſtellt oder die Beſchickung vermindert werden, ſo 
bringt der Steuerpflichtige die ſchon entrichtete Steuer bei der nächſten Zahlung 
in Anrechnung. 9. 44 


Einmaiſchung. Die Einmaiſchungen dürfen nur geſchehen in den Monaten vom Oktober 
bis einſchließlich März von Morgens 6 bis Abends 10 Uhr, in den übrigen 
Monaten aber von Morgens 4 bis Abends 10 Uhr. 


§. 15. 


Erwarten der Der Brauer iſt verpflichtet, die Ankunft eines Steuerbeamten zur ange 
Stkeuerbeamten zeigten Stunde des Einmaiſchens (§. 11.) abzuwarten. 
ö Findet ſich derſelbe ein, ſo muß alsdann ſogleich das Malz in deſſen 
Gegenwart abgewogen und mit der e vorgeſchritten werden, der 
Brauer darf aber die Einmaiſchung erſt, nachdem eine Stunde gewartet worden, 
ohne deſſen Gegenwart verrichten. 


$. 16. 
Nachmaiſchen. In der Regel ſoll die ganze Beſchickung auf einmal eingemaiſcht werden, 
5 ſo daß keine Nachmaiſchung ſtattfinden darf. a 
; it 


Se 


Wird aber eine Brauerei regelmäßig mit Nachmaiſchen betrieben, fo muß 
ein⸗ für allemal angezeigt werden, in wie viel Abtheilungen und mit welchem 
Gewichte für jede Beſchickung gemaiſcht werden ſoll. 


F. 17. 


Das Gebäude, in welchem eine Brauerei betrieben wird, kann, ſobald Nevifionsbe 
darin gearbeitet wird, zu jeder Zeit, ſonſt aber nur von Morgens 6 Uhr bis fugniß ber 
Abends 9 Uhr von den Steuerbeamten Behufs der Reviſion beſucht, und muß Stewerbeamten, f 
ihnen zu dem Behufe ſogleich geöffnet werden. In demſelben 5 ſich ihre 2 iR 
Reviſionsbefugniß darauf, nachzuſehen, daß die Braupfannen und Bottiche un- a 
verändert ſo dieſelben ſind, wie ſie angegeben, auch bezeichnet worden, daß keine 
unangemeldete Geräthe vorhanden, daß außer Gebrauch geſetzte Geräthe ſich noch 
in dieſem Zuſtande befinden, daß das Malzſchrot nur an dem dazu beſtimmten 
Orte aufbewahrt wird, und daß nur zur angemeldeten Zeit und Stunde einge⸗ 
maiſcht, auch die Einmaiſchung gehörig verſteuert und daß keine größere als die 
angemeldete ($. 12.) Biermenge gezogen iſt. 


$. 18. 


Iſt gegründeter Verdacht vorhanden, daß Unterſchleife, um dem Staate Hausſuchung. 

die verſchuldeten Gefälle zu verkürzen, begangen worden und deshalb eine förm⸗ 
liche Hausſuchung erforderlich, es ſei bei Perſonen, welche Brauerei betreiben, 
oder bei anderen, ſo iſt dazu ein ſchriftlicher Auftrag eines Oberbeamten oder 
einer noch höheren, der Steuerhebeſtelle vorgeſetzten Behörde erforderlich, und fie 
darf nur unter Beachtung der für Hausſuchungen im Allgemeinen vorgeſchriebe⸗ 
nen Formen und an ſolchen Orten ſtattfinden, die zur Begehung des Unterſchleifs 
oder Verheimlichung von Beſtänden ſteuerpflichtiger Gegenſtände geeignet find. 


$. 19. 


Diejenigen, bei welchen revidirt wird, und deren Gewerbsgehülfen ſind Verpflichtung 
verbunden, den revidirenden Beamten diejenigen Hülfsdienſte zu leiſten, oder der Hülfs, 
leiſten zu laſſen, welche erforderlich find, um die Reviſion in den vorgeſchriebenen leiſtung. 
Grenzen zu vollziehen. 


$. 20. 


Die Dienſtſtunden, in welchen die Steuerbeamten an den Wochentagen W 
zur Abfertigung der Steuerpflichtigen bereit fein müſſen, beſtimmt die Verwal- der Steuerbe⸗ 
tung. Als Regel wird feſtgeſetzt, daß, wo die Hebeſtellen mit zwei oder mehre- amten. a 
ren Beamten beſetzt ſind, die Dienſtſtunden folgende ſein jollen: 

in den Wintermonaten Oktober bis Februar einſchließlich, Vormittags 


von 8 bis 12 Uhr und Nachmittags von 1 bis 5 Uhr. In den 
übrigen Monaten von 7 bis 12 Uhr und von 2 bis 5 Uhr. 


An anderen Orten ſind die Dienſtſtunden auf die Vormittagszeit von 9 
bis 12 Uhr eingeſchränkt. f 
Gr, 6644. Wenn 


— 656 — 


Wenn es nöthig iſt, muß auch außer dieſer Zeit die Abfertigung der 
Steuerpflichtigen möglichſt bewirkt werden. 5 

Abweichungen von vorſtehenden Beſtimmungen ſollen an den Orten, wo 
dergleichen ſtattfinden, beſonders bekannt gemacht werden. 


K. 21. 


Von den Steuerſchuldigen dürfen die Steuerbeamten unter keinen Um⸗ 
ſtänden für irgend ein Dienſtgeſchäft ein Entgelt oder 1 es ſei an Geld, 
Sachen oder Dienſtleiſtung, es habe Namen, wie es wolle, verlangen oder an⸗ 
nehmen. Andererſeits dürfen die Steuerpflichtige dergleichen unter keinen Um⸗ 
ſtänden und unter keinerlei Vorwand geben oder nur antragen, ohne ſich ſtraf⸗ 
fällig zu machen. N 

Außer den beſtimmten Steuerſätzen wird nichts erhoben. 

6 5 und Beſcheinigungen der Steuerbehörden werden gebührenfrei 
ertheilt. 
$. 22. 


Zu viel erhobene Gefälle werden zurückgezahlt, wenn binnen Jahresfriſt, 
vom Tage der Verſteuerung an gerechnet, der Anſpruch auf Erſatz angemeldet 
und begründet wird. Wenn der Anſpruch ganz oder theilweiſe zurückgewieſen 
wird, fo iſt dagegen der Rekurs an die vorgeſetzte Behörde binnen einer Prä⸗ 
kluſipfriſt von ſechs Wochen zuläſſig. Wendet ſich der Reklamant an eine in⸗ 
kompetente Behörde, ſo hat 19 das Rekursgeſuch an die kompetente Behörde 
1 1 ohne daß dem Reklamanten die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzu: 
rechnen iſt. 

Zu wenig oder gar nicht erhobene Gefälle können gleichfalls innerhalb 
Jahresfriſt, vom Tage des Eintritts der Zahlungsverpflichtung an gerechnet, nach⸗ 
gefordert werden. Nach Ablauf des Jahres iſt jeder Anſpruch auf Zurückerſtat⸗ 
tung oder Nachzahlung der Gefälle beziehungsweiſe gegen den Staat und den 
Steuerſchuldigen erloſchen, dem Staate bleiben jedoch ſeine Rechte auf Schaden⸗ 
erſatz gegen die Beamten, durch deren Schuld die Gefälle gar nicht oder unrichtig 
erhoben worden, jederzeit vorbehalten, ohne daß die Beamten befugt ſind, die 
Steuerſchuldigen wegen der Nachzahlung der Gefälle in Anſpruch zu nehmen. 


§. 23. 


5 Strafbeſtim⸗ Wer eine Gewerbshandlung, von deren Ausübung die Entrichtung der 

ö mungen. Braumalzſteuer abhängig iſt, vornimmt, hat, wenn ſolche entweder gar nicht 

. oder dergeſtalt i d SUB iſt, daß daraus eine Verkürzung der Steuer 
folgt, die Strafe der Defraudation verwirkt. 


§. 24. 


Defrauda⸗ Die Strafe der Defraudation beſteht in einer Geldbuße, welche dem vier⸗ 
tionsfteafe. fachen Betrage der vorenthaltenen Steuer gleichkommt. Die Steuer iſt überdem 
Eeſter Fal. von der Strafe unabhängig zu entrichten. 5 15 


$. 25. 


Im Falle der Wiederholung nach vorhergegangener Beſtrafung wird die Sweiter gal 


Strafe auf den ee Betrag der vorenthaltenen Steuer beſtimmt. Außer⸗ 
dem darf der Schuldige, wenn er Brauer iſt, das Recht, zu brauen, in einem 
Zeitraume von drei Monaten weder ſelbſt ausüben, noch durch einen Anderen zu 
ſeinem Vortheile ausüben laſſen. 


Im dritten Falle der Uebertretung nach vorhergegangener zweimaliger Dritter Fall 
Beſtrafung iſt der ſechszehnfache Betrag der nicht erlegken Steuer als Strafe 
verwirkt, und iſt der Schuldig ein Brauer, ſo darf er das Gewerbe des Brauens 
nie und zu keinen Zeiten weder ſelbſt ausüben, noch durch einen Anderen zu ſeinem 
Vortheile ausüben laſſen. 
95 5 


Wenn die Braupfannen und Bottiche oder die damit vorgenommenen Ver⸗ Anterlaſſene 


änderungen nicht, wie F. 8. vorgeſchrieben iſt, angezeigt werden, ſo tritt die Kon⸗ Ge 115 
ſiskation der verſchwiegenen, veränderten oder anderswohin gebrachten Geräthe gene 1 
ein. Ueberdem hat der Brauer eine Geldſtrafe von 25 bis 100 Rthlr. verwir 7 tungen, 
welche im Wiederholungsfalle verdoppelt wird. 

Sind unangezeigte Braupfannen und Bottiche zum Brauen auch benutzt 
worden, jo wird die dadurch begangene Defraudation noch beſonders nach HH. 24. 
25. und 26. beſtraft. 

F. 28. 


Hat ein Brauer ohne vorhergegangene Anmeldung und Verſteuerung ein⸗ Einmaiſchung 
gemaiſcht, jo wird die Steuer und die Strafe nach der Beſchickung, die zu einem ohne Anmel 
ganzen Gebräude genommen zu werden pflegt, voll berechnet. Hat er aber blos dung und Nach. 
eine Nachmaiſchung unbefugter Weiſe vorgenommen, ſo wird er, es mag eine Sn 5 
Verkürzung der Gefälle ermittelt werden oder nicht, allemal in eine Strafe von ö 
5 Rthlr. genommen, welche bei Wiederholungen verdoppelt wird. Die Strafe 
der Defraudation beſteht unabhängig hiervon, wenn eine Verkürzung der Gefälle 
ſtattgefunden hat. 

$. 29. 


Wer blos zum eigenen Hausbedarf zu brauen die Befugniß erhalten Vierer 


hat, und Bier gegen Bezahlung im Haufe ausſchänkt, oder außer feiner aus Haus: 
Wohnung an Perſonen, welche nicht zum Hausſtande zu rechnen find, gegen Prauereien. 
Bezahlung oder Vergeltung überläßt, hat, ſofern die Steuer und gewöhnliche 
Defraudakionsſtrafe nicht höher ermittelt wird, 10 Rthlr. Strafe zu erlegen und 

wird mit Rückſicht hierauf bei Wiederholungen nach den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen ($$. 25. und 26.) beſtraft. 


$. 30. 


„Wem die freie Zubereitung von Bier aus Malzſchrot verftattet ift, der Unterfaffene 
verfällt, wenn er es unterläßt, 100 
Jahrgang 1867. (Nr. 6644.) u- Hanskrumlhe⸗ 
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rlich einen Anmeldungsſchein ſich deshalb aus⸗ Anmeldung der 
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zuwirken ($. 5.), in eine Ordnungsſtrafe von 1 bis 3 Rthlr., die bei Wieder⸗ 
holungen von 2 bis 10 Rthlr. ſteigt. 


9.31. 


Abweichungen Hat ein Brauer zu einer anderen Zeit, als welche vorgeſchrieben (SS: Le 
von ber Dekla und 14.) und von ihm angezeigt worden, oder vor Ablauf der Stunde, welche 
i eme auf den Steuerbeamten gewartet werden muß (F. 15.), eingemaiſcht, ſo verfällt 
ſbchungszeit und er in eine Strafe von 2 Rthlr., welche bei Wiederholung auf 5 bis 20 Rthlr. 
Bierzug. erhöht wird. Außerdem muß, wenn nicht die Beſchickung für ein volles Ge⸗ 
| bräude angemeldet fein follte, die Steuer und die Strafe für ſo viel Malzſchrot 
erlegt werden, als zu einem vollen Gebräude mehr genommen zu werden pflegt, 
wie im vorliegenden Falle angemeldet worden. Abweichungen von dem deklarir⸗ 
ten Bierzuge, welche 10 Prozent überſteigen, ſollen ebenſo, wie Abweichungen von 

der angemeldeten Zeit der Einmaiſchung, beſtraft werden. 


$. 32. 


Mehrbefund Alles Malzſchrot, welches ſich ſowohl an dem dazu beſtimmten Orte ($. 10), 
55 ee als anderwärts bei dem Brauer über die zur Einmaiſchung längſtens für den 
deln, folgenden Tag deklarirte und verſteuerte Menge vorfindet, foll, ohne Rückſicht auf 

die angebliche Beſtimmung, als Gegenſtand einer beabſichtigten Defraudation 
angeſehen, und die Aufbewahrung an einem anderen als dem dazu deklarirten 
Orte, abgeſehen von der Defraudationsſtrafe, mit einer Ordnungsſtrafe von Einem 

Thaler für den Zentner geahndet werden. 
Aushändigung Brauerei⸗Inhaber und andere im F. 8. erwähnte Perſonen, beſonders 
von Brauerei Kupferſchmiede, welche Braupfannen ohne Anzeige bei der Steuerhebeſtelle und 
ie ohne darüber erhaltene Beſcheinigung einem Anderen übergeben, fallen in eine Strafe 
else von 5 bis 20 Rthlr., welche bei Wiederholungen auf 20 bis 50 Rthlr. zu 

erhöhen iſt. 


$. 34. 


Vertretungs⸗ Wer Brauerei als Gewerbe betreibt, muß für ſein Geſinde, ſeine Diener, 
verbinblichkit Gewerbsgehülfen und feine im Haufe befindliche Ehegattin, Kinder und Anver⸗ 
für bewirkte wandten, was die auf Grund dieſer Verordnung verhängten Geldſtrafen und die 
Gelbſtaſen. porenthaltenen Steuerbeträge betrifft, mit jenem Vermögen haften, wenn die 
5 Geldſtrafe und die Steuern wegen Unvermögens des eigentlich Schuldigen nicht 
beigetrieben werden können. Der Steuerverwaltung bleibt aber in dieſem Falle 
vorbehalten, die Geldbuße von dem ſubſidiariſch Verhafteten einzuziehen oder ſtatt 
deſſen, und mit Verzichtleiſtung hierauf, die im Unvermögensfalle an die Stelle 
der Geldbuße zu verhängende Freiheitsſtrafe ſogleich an dem eigentlich Schuldigen 
vollſtrecken zu laſſen, ohne daß letzteren Falles die Verbindlichkeit des ſubſidiariſch 
Verhafteten rückſichtlich der Steuer dadurch aufgehoben wird. 9.55 5 


Treten der Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen diefer Verordnung Sufammens 
andere Vergehen oder Verbrechen hinzu, jo kommen die allgemeinen Strafgeſetze treffenmehterer 
in Anwendung. | Aae 
Iſt mit einer Defraudation zugleich eine Verletzung beſonderer Vorſchriften zie Gee 
dieſer Verordnung verbunden, ſo tritt die darauf geſetzte Strafe in der Regel der ; 
Strafe der Defraudation hinzu. Im Falle mehrerer oder wiederholter Zuwider⸗ 
handlungen gegen dieſe Verordnung, welche nicht in Defraudationen beſtehen, 
ſoll, wenn die Kontraventionen derſelben Art find und gleichzeitig entdeckt werbe 
die Kontraventionsſtrafe gegen den ſubſidiariſch Verpflichteten gleichwie gegen 
e Thäter oder Theilnehmer nur im einmaligen Betrage feſtgeſetzt 
werden. 

$. 36. 


Wer einem zur Wahrnehmung des Steuerintereſſes verpflichteten Beamten, Strafe den 
mit welchem er im Amte zu thun hat, Geld oder Geldeswerth zum Geſchenke Beſtechung der 
anbietet oder wirklich macht, ſoll den vier und zwanzigfachen Betrag des ange- Skeuerbeamten, 
botenen oder gegebenen Geſchenks zur Strafe erlegen. Iſt über den Betrag nichts 
auszumitteln, ſo tritt eine Geldbuße von zehn Thalern ein. 


$. 37. 


Eine jede Widerſetzlichkeit gegen die in Ausübung ihres Amtes begriffenen Strafeder Wi. 
Perſonen, mögen es Steuer⸗ oder andere zur Wahrnehmung des Steuerimntereſſes derſetlichteit 
verpflichtete Beamten ſein, ſowie auch eine Verſagung der Hülfsleiſtung, deren gegen Steuer⸗ 
die Beamten bei ihrem Reviſionsgeſchäfte abſeiten der Gewerbtreibenden bedürfen ante 
C. 19, ſoll an dem Schuldigen, ſoweit nicht nach den allgemeinen Strafgeſetzen 
eine härtere Strafe Platz greift, mit zehn bis funfzig Thalern oder mit verhältniß⸗ 
mäßiger (§. 39.) Gefängnißſtrafe geahndet werden. 

Die Wahl der Strafgattung bleibt nach den Umſtänden eines jeden einzelnen 
Falles der Behördezüberlaſſen, welche in der Sache ſelbſt zu entſcheiden hat. 


$. 38. 


Die Uebertretung aller anderen in dieſer Verordnung gegebenen Vorſchriften Strafe der 
und der in Gemäßbheit derſelben erlaſſenen und gehörig bekannt gemachten Ver- Uebertretung 
waltungsvorſchriften, auf welche keine beſondere Saft geſetzt worden, ſoll mit 11 115 „ 

en. 


8 Para . 
e 


einer Geldbuße von 1 bis 10 Thalern geahndet werden. 
5 $. 39. 


Bei dem Unvermögen zur Entrichtung der Geldſtrafen tritt in allen durch Unvermögen 
die gegenwärtige Verordnung mit Geldstrafe bedrohten Fällen verhältnißmäßige, heit. 
nach den diesfälligen Beſtimmungen der allgemeinen Strafgeſetze zu bemeſſende 
Gefängnißſtrafe ein. Dieſelbe darf im erſten Straffalle die Dauer von Einem 
Sabre, beim erſten Rückfalle die Dauer von zwei Jahren und bei weiteren Rück 
fällen die Dauer von vier Jahren nicht überſteigen. 

(Nr, 6644.) 8 F. 40. 
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6. 40. 


Verwendung Von den auf Grund dieſer Verordnung eingezogenen Strafen und von 
der trafgelder. dem Erlöſe aus Konfiskaten wird ein 17 den Steuerbeamten, ingleichen 
b den Polizei-, Forſtbeamten und Gendarmen als Belohnung zu Theil, 9 ſie 
die Zuwiderhandlung entdeckt oder zur Entdeckung Hülfe geleiſtet haben. Die 
anderen zwei Drittheile verbleiben der Staatskaſſe. 


§. 41. 


Verfahren ger In Anſehung des Verfahrens bei Verfolgung von Zuwiderhandlungen 
1 gan die Beſtimmungen dieſer Verordnung kommen die Beſtimmungen über das 
venienten. 8 


erfahren bei Zollkontraventionen zur Anwendung. 


. $. 42. 

f Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung, inſonderheit 
mit der Beſtimmung der Hebeſtellen und Beamten, welchen die Erhebung der 
Braumalzſteuer und die Kontrole übertragen wird, ſowie mit dem Erlaſſe der 
erforderlichen Kontrolvorſchriften und Inſtruktionen beauftragt. 

Soweit die Vorſchriften dieſer Verordnung auf Preußiſche Währung und 
Preußiſches Gemäß ſich beziehen, hat der Finanzminiſter, nach Bedürfniß, 
dieſe Vorſchriften in ihrer Anwendung auf die in dem betreffenden Landestheile 
geſetzlich beſtehende Währung und das beſtehende Gemäß näher zu beſtimmen. 


F. 43. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1867. in Kraft. Von demſelben 
Zeitpunkte ab werden die geſetzlichen Vorſchriften, welche über die Beſteuerung 
des Bieres und Eſſigs und des Malzes in denjenigen Landestheilen, für welche 
dieſe Verordnung ergeht, zur Zeit beſtehen, außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 11. Mai 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 6645.) Verordnung wegen Erhebung der Steuer vom inländiſchen Tabak in den Re 
gierungsbezirken Wiesbaden und Kaſſel, ſowie in dem Gebiete des vor— 
maligen Königreichs Hannover und der Herzogthümer Schleswig und 
Holſtein. Vom 11. Mai 1867. N 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für die durch die Verordnung vom 22. Februar 1867. (Geſetz-Samml. 
S. 273.) gebildeten Regierungsbezirke Wiesbaden und Kaſſel, ferner für das 
Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, ſoweit daſſelbe dem Zollvereine 
angeſchloſſen iſt, und für das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und Holſtein, 
und zwar vorläufig mit Ausnahme der aus dem Zollverbande derſelben ausge⸗ 
ſchloſſenen Landestheile, auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriums, was folgt: 


We 
Die Steuer vom inländiſchen Taback wird nach der Größe der alljährlich 
mit Taback bepflanzten Grundfläche in vier Abſtufungen entrichtet. 
§. 2. 


Sie ſoll von je ſechs Preußiſchen Quadratruthen (einem Dreißigtheil Mor⸗ 
gen) mit Taback bepflanzten Bodens 


in der erſten Klaſſe .. 6 Sgr., 
VVV 5 = 
Hltten; 1 
Vieren unten 3 
jährlich betragen. 
. 3 


i Nach welchem dieſer Sätze die Steuer zu entrichten iſt, ſoll auf erſtattetes 
Gutachten der Provinzial⸗ Verwaltungs - und Steuerbehörden durch den 
Finanzminiſter im Einverſtändniß mit dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten zeitweiſe feſtgeſetzt werden. 


8. 4 


Wo die Quadratruthenzahl der Geſammtfläche, von welcher die Steuer 
erhoben wird, durch ſechs nicht theilbar iſt, bleibt das unter ſechs Ruthen be⸗ 
tragende Maaß bei der Steuer unberückſichtigt. 


F. 5. 

Der Inhaber einer mit Taback beflanzten Grundfläche von ſechs und mehr 
Quadratruthen iſt verbunden, vor Ablauf des Monats Juli der Steuerbehörde 
die bepflanzten Grundſtücke einzeln nach ihrer Lage und Größe in Morgen und 
Quadratruthen Preußiſch genau und wahrhaft, Be oder auch mündlich an⸗ 
zugeben und erhält darüber von derſelben eine Beſcheinigung. 6 6 
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$. 6. 

Die Steuerbehörde prüft dieſe Angaben auf dem einfachſten und zuver⸗ 
läſſigſten Wege, ohne daß dadurch jedoch dem Tabackspflanzer beſondere Ver⸗ 
meſſungskoſten verurſacht werden dürfen. Die Gemeindebeamten find verpflichtet, 
ſie bei dieſer Prüfung zu unterſtützen. 


$. 7. 

Wer bei einem auf einer Grundfläche von ſechs oder mehr Quadratruthen 
betriebenen Tabacksbau die vorſchriftsmäßige Anzeige ganz unterläßt, macht ſich 
einer Steuerdefraudation ſchuldig und wird nach den weiter unten folgenden Be⸗ 
ſtimmungen ($$. 17. ff.) beſtraft. Wer dagegen dieſe Anzeige zwar macht, 
dabei aber die Grundfläche dergeſtalt unrichtig angiebt, daß das verſchwiegene 
Flächenmaaß bei einer 120 Quadratruthen erreichenden oder überſteigenden Aus: 
dehnung der mit Taback bepflanzten Grundfläche mehr als den zwanzigſten Theil 
der letzteren, oder bei einer geringeren Ausdehnung des mit Taback bepflanzten 
Bodens 6 Quadratruthen oder mehr ausmacht, verfällt nur in eine Ordnungs⸗ 
ſtrafe, welche bis zur Höhe der doppelten Steuer von dem verſchwiegenen Flächen- 
maaß feſtgeſetzt werden kann. Iſt der Unterſchied zwiſchen der Angabe und 
dem Befunde geringer, fo wird die geſetzliche Steuer ohne weitere Strafe nad)- 
erhoben. 

§. 8. 

Der Eigenthümer, Pächter oder andere Inhaber eines mit Taback be⸗ 
pflanzten Grundſtücks haftet für den vollen Betrag der Steuer, auch wenn er 
den Taback gegen einen beſtimmten Antheil oder unter ſonſtigen Bedingungen 
durch einen Andern hat anpflanzen und behandeln laſſen. 


. 9. ö 
| Nach geſchehener Prüfung der Angaben wird dem Tabackspflanzer die zu 
entrichtende Steuer berechnet und bekannt gemacht. Die Zahlung muß zu Ende 
Julius des nach der Erndte folgenden Jahres erfolgen. 


$. 10. 
Eine Vergütung der Steuer für den ins Ausland verkauften Taback findet 


nicht ſtatt. Treten dagegen al Mißwachs oder andere Unfälle ein, die 
außerhalb des gewöhnlichen Witterungswechſels liegen, und die Erndte ganz oder 
dert größten Theil verderben, ſo ſoll die Steuer nach dem Umfange des Schar 
ens erlaſſen werden können. Ueber die Bedingungen und das Serien bei 
Hat, Remiſſion wird durch den Finanzminiſter das Nähere beſonders angeordnet 
und bekannt gemacht werden. N 


8 hl, 
So lange der Steuerbetrag noch nicht fällig iſt, kann die See N 
ar 


die vorhandenen Beſtände an Tabacksblättern inſoweit nachſehen, wie erforderlich 
iſt, um ſich von der Größe des Vorraths in Beziehung auf die Sicherheit der 
verſchuldeten Steuer zu überzeugen. 


$. 12. 


Iſt gegründeter Verdacht vorhanden, daß Unterſchleife, um dem Staate 
die verſchuldeten Gefälle zu verkürzen, begangen worden, und deshalb eine förm⸗ 
liche Hausſuchung erforderlich, es ſei bei Perſonen, welche Tabacksbau betreiben, 
oder bei anderen, ſo iſt dazu ein ſchriftlicher Auftrag eines Oberbeamten, oder 
einer noch höheren, der Steuerhebeſtelle vorgeſetzten Behörde erforderlich, und ſie 
darf nur unter Beachtung der für Hausſuchungen im Allgemeinen vorgeſchriebe⸗ 
nen Formen und an ſolchen Orten ſtattfinden, die zur Verheimlichung von 
Beſtänden ſteuerpflichtiger Gegenſtände geeignet ſind. 


§. 18. 


Diejenigen, bei welchen revidirt wird, und deren Gewerbsgehülfen ſind 
verbunden, den revidirenden Beamten diejenigen Hülfsdienſte zu leiſten oder 
leiſten zu laſſen, welche erforderlich ſind, um die Reviſion in den vorgeſchriebenen 
Grenzen zu vollziehen. 


$. 14. 


Die Dienſtſtunden, in welchen die Steuerbeamten an den Wochentagen 
zur Abfertigung der Steuerpflichtigen bereit ſein müſſen, beſtimmt die Verwal⸗ 
tung. Als Regel wird feſtgeſetzt, daß wo die Hebeſtellen mit zwei oder mehre⸗ 
ren Kaſſenbeamten beſetzt ſind, die Dienſtſtunden folgende ſein ſollen: 

in den Wintermonaten Oktober bis Februar einſchließlich, Vormittags 
von 8 bis 12 Uhr, Nachmittags von 1 bis 5 Uhr. In den übrigen 
Monaten von 7 bis 12 Uhr und von 2 bis 5 Uhr. 

An anderen Orten ſind die Dienſtſtunden auf die Vormittagszeit von 
9 bis 12 Uhr eingeſchränkt. 

Wenn es nöthig iſt, muß auch außer dieſer Zeit die Abfertigung der 
Steuerpflichtigen möglichſt bewirkt werden. 

| Abweichungen von vorftehenden Beſtimmungen follen an Orten, wo der- 
gleichen ſtattfinden, beſonders bekannt gemacht werden. 


F. 15. 


Von den Steuerſchuldigen dürfen die Steuerbeamten unter keinen Um⸗ 
ſtänden für irgend ein Dienſtgeſchäft ein Entgelt oder Geſchenk, es ſei an Geld, 
Sachen oder e es habe Namen wie es wolle, verlangen oder an⸗ 

nehmen. Steuerpflichtige dürfen dergleichen dagegen unter keinen Umſtänden und 
unter keinerlei Vorwand geben oder nur antragen, ohne ſich ſtraffällig zu machen. 

Außer den beſtimmten Steuerſätzen wird nichts erhoben. Quittungen und 
Beſcheinigungen der Steuerbehörden werden gebührenfrei ertheilt. 5. 16 
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. 16. 


Zuviel erhobene Gefälle werden zurückgezahlt, wenn binnen Jahresfriſt, 
vom Tage der Verſteuerung an gerechnet, der Anſpruch auf Erſatz angemeldet 
und begründet wird. Wenn der Anſpruch ganz oder theilweiſe zurückgewieſen 
wird, ſo iſt dagegen der Rekurs an die vorgeſetzte Behörde binnen einer Prä⸗ 
kluſivfriſt von ſechs Wochen zuläſſig. Wendet ſich der Reklamant an eine in⸗ 
kompetente Behörde, ſo hat dieſe das Rekursgeſuch an die kompetente Behörde 
abzugeben, ohne daß dem Reklamanten die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzu⸗ 
rechnen iſt. N 

Zu wenig oder gar nicht erhobene Gefälle können gleichfalls innerhalb 
Jahresfriſt, vom Tage des Eintritts der Zahlungsverpflichtung an gerechnet, 
nachgefordert werden. Nach Ablauf des Jahres iſt jeder Anſpruch auf Zurück— 
erſtattung oder Nachzahlung der Gefälle beziehungsweiſe gegen den Staat und 
den Steuerſchuldigen erloſchen, dem Staate bleiben jedoch ſeine Rechte auf 
Schadenerſatz gegen die Beamten, durch deren Schuld die Gefälle gar nicht oder 
unrichtig erhoben worden, jederzeit vorbehalten, ohne daß die Beamten befugt 
ſind, die Steuerſchuldigen wegen der Nachzahlung der Gefälle in Anſpruch 


zu nehmen. 
Gere 


Die Strafe der Defraudation (F. 7.) befteht in einer Geldbuße, welche 
dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Steuer gleichkommt. 
Die Steuer iſt überdem von der Strafe unabhängig zu entrichten. 


F. 18. 


Im Falle der Wiederholung nach vorhergegangener Beſtrafung wird die 
Strafe auf den achtfachen Betrag der vorenthaltenen Steuer beſtimmt. 


$. 19. 


Im dritten Falle der Uebertretung nach vorhergegangener zweimaliger Be 
ſtrafung iſt der ſechszehnfache Betrag der nicht erlegten Steuer als Strafe verwirkt. 


$. 20. 


Wer Tabacksbau betreibt, muß für fein Geſinde, feine Diener, Gewerbs- 
gehülfen und ſeine im Hauſe befindliche Ehegattin, Kinder und Anverwandten, 
was die auf Grund dieſer Verordnung verhängten Geldſtrafen und die vorent⸗ 
haltene Steuer betrifft, mit ſeinem Vermögen haften, wenn die Geldſtrafe und 
die Steuer . Unvermögens des eigentlich Schuldigen nicht beigetrieben wer⸗ 
den können. Der Steuerverwaltung bleibt aber in dieſem Falle vorbehalten, die 
Geldbuße von dem ſubſidiariſch Verhafteten einzuziehen, oder ſtatt deſſen, und mit 
Verzichtleiſtung hierauf, die im Unvermögensfalle an die Stelle der Geldbuße zu 
verhängende Freiheitsſtrafe wald an dem eigentlich Schuldigen vollſtrecken zu 
laſſen, ohne daß letzteren Falles die Verbindlichkeit des ſubſidiariſch Verhafteten 
rückſichtlich der Steuer dadurch aufgehoben wird. 5. 21 
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§. 21. 
Treten der Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen diefer Verordnung 
andere Vergehen oder Verbrechen hinzu, ſo kommen die Vorſchriften der allge⸗ 
meinen Strafgeſetze in Anwendung. 


$. 22. 


Im Falle wiederholter Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung (F. 7), 
welche nicht in Defraudationen beſtehen, ſoll, wenn die Kontraventionen gleichzeitig 
entdeckt werden, die Kontraventionsſtrafe gegen die ſubſidiariſch Verpflichteten, 
gleichwie gegen die eigentlichen Thäter oder Theilnehmer nur im einmaligen Be⸗ 
trage feſtgeſetzt werden. 

$. 23. 


Wer einen zur Wahrnehmung des Steuerintereſſes verpflichteten Beamten, 
mit welchem er im Amte zu thun hat, Geld oder Geldwerth zum Geſchenke an⸗ 
bietet, oder wirklich macht, ſoll den vier und zwanzigfachen Betrag des angebotenen 
oder gegebenen Geſchenks zur Strafe erlegen. . 

Iſt über den Betrag nichts auszumitteln, ſo tritt eine Geldbuße von zehn 
Thalern ein. ö ua 

$. 24. 


Eine jede Widerſetzlichkeit gegen die in Ausübung ihres Amtes begriffenen 
Perſonen, mögen es Steuer- oder andere zur Wahrnehmung des Steuerintereſſes 
verpflichtete Beamte ſein, ſowie auch eine Verſagung der Huͤlfsleiſtung, deren die 
Beamten bei ihrem Reviſionsgeſchäfte abſeiten der Gewerbtreibenden bedürfen 
(. 13.), ſoll an dem Schuldigen, ſoweit nicht nach den allgemeinen Strafgeſetzen 
eine härtere Strafe Platz greift, mit zehn bis funfzig Thalern oder mit verhältniß⸗ 
mäßiger ($. 26.) Gefängnißſtrafe geahndet werden. Die Wahl der Strafgattung 
bleibt nach den Umſtänden eines jeden einzelnen Falles der Behörde überlaſſen, 
welche in der Sache ſelbſt zu entſcheiden hat. 


$. 25. 


Die Uebertretung der in Gemäßheit dieſer Verordnung erlaſſenen und 

Chong bekannt gemachten Verwaltungsvorſchriften, auf welche keine beſondere 

1 geſetzt worden, ſoll mit einer Geldbuße von 1 bis 10 Thalern geahndet 
werden. 


$. 26. 


Bei dem Unvermögen zur Entrichtung der Geldſtrafe tritt in allen durch 
die Pen e e Verordnung mit Geldſtrafe bedrohten Fällen verhältnißmäßige, 
nach den "Siesfälfigen Beſtimmungen der allgemeinen Strafgeſetze zu bemeſſende 
Gefängnißſtrafe ein. 

Dieſelbe darf jedoch im erſten Straffalle die Dauer von Einem 11 5 
beim erſten Rückfalle die Dauer von zwei Jahren und bei weiteren Rückfällen 
die Dauer von vier Jahren nicht überſteigen. g 

Jahrgang 1867. (Nr. 6645) 88 §. 27. 


a 


a 


Von den auf Grund dieſer Verordnung eingezogenen Strafen wird ein 
Drittheil den Steuerbeamten, ingleichen den Polizei-, Forſtbeamten und Gendarmen 
als Belohnung zu Theil, inſofern ſie die Zuwiderhandlung entdeckt, oder zur 
Entdeckung Hülfe geleiſtet haben. 

Die anderen zwei Drittheile verbleiben der Staatskaſſe. 


$. 28. 


In Anſehung des Verfahrens bei Verfolgung von Zuwiderhandlungen 
gegen die Beſtimmungen dieſer Verordnung kommen die Beſtimmungen über das 
erfahren bei Zollkontraventionen zur Anwendung. 


§. 29. 


Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung, inſonder⸗ 
heit mit der Beſtimmung der Hebeſtellen und Beamten, welchen die Erhebung 
der Tabacksſteuer und die Kontrole übertragen wird, ſowie dem Exlaſſe der er- 
forderlichen Kontrolvorſchriften und Inſtruktionen beauftragt. 

Soweit die Vorſchriften dieſer Verordnung auf Preußiſche Währung und 
Preußiſches Maaß ſich beziehen, hat der Finanzminiſter, nach Bedürfniß, dieſe 
Vorſchriften in ihrer Anwendung auf die in dem betreffenden Landestheile geſetz⸗ 
lich beſtehende Währung und das beſtehende Maaß näher zu beſtimmen. 

$. 30. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1867. in Kraft. Von dieſem 
Zeitpunkte ab werden die geſetzlichen Vorſchriften, welche über die Beſteuerung des 
inländiſchen Tabacks in 1 Landestheilen, für welche dieſe Verordnung 
ergeht, zur Zeit beſtehen, außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 11. Mai 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon, 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


r 


Gr, 6646) 


(Nr. 6646.) Verordnung, betreffend die Kompetenz des Miniſters der geiſtlichen, Unter- 
richts- und Medizinal⸗Angelegenheiten zur Verfügung über Gegenſtände 
der Unterrichts- und der Medizinal⸗Verwaltung in den neuerworbenen 
Gebietstheilen. Vom 13. Mai 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für den Umfang der durch 
die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember v. J. mit der Monarchie 
vereinigten Landestheile, was folgt: 


Unſer Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten 
wird ermächtigt, innerhalb der durch die Geſetze vom 20. September und 24. De⸗ 


zember v. J. (Geſetz-Samml. S. 555. 875. 876.) mit Unſerer Monarchie ver⸗ 


einigten Landestheile in Angelegenheiten, welche die nachſtehenden Gegenſtände 

betreffen: | 
das Prüfungsweſen an Schulen jeden Grades, einſchließlich der Univer⸗ 
ſitäten, die Heſtſelliang der an die Prüfungen geknüpften Berechtigungen, 
die Normirung der Lehrerbeſoldungen und des Schulgeldes, die Feſtſtellung 
der Lehrpläne für Schulen jeden Grades, einſchließlich der Schullehrer⸗ 
Seminarien, die Regulirung des Privatſchulweſens, die Penſionirung 
und Emeritirung der Lehrer, das Prüfungsweſen ſämmtlicher Medizinal⸗ 
perſonen, die Niederlaſſung derſelben und die Erwerbung des Rechts zur 
Ausübung der ärztlichen, wundärztlichen, geburtshülflichen und zahnärzt⸗ 
lichen Praxis, die Bedingungen für die nlegung und den Geſchäfts⸗ 
betrieb, ſowie für die Viſitation der Apotheken, die Beaufſichtigung des 
Medizinalweſens, die Medizinal⸗, Sanitäts⸗ und e e „die 
Feſtſtellung der Arzneitaxe, den Debit der ae „ſowie die Zu⸗ 
laſſung und Beauffichtigung der Privat⸗Krankenanſtalten, 


in demſelben Maaße Verfügung zu treffen, wie ihm ſolches in den älteren Landes⸗ 
theilen der Monarchie reſſortmäßig zukommt. 

Die vorſtehende Verordnung iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 

Berlin, den 13. Mai 1867. 


(L. S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Gr. 6646-6647.) (Nr. 6647.) 


. 
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(Nr. 6647.) Allexhöchſter Erlaß vom 24. April 1867., betreffend die Verleihung der ſis⸗ 
kaliſchen Vorrechte an den Grafen zu Stolberg-Roßla in Bezug auf den 
Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von Roßla über Sittendorf 
bis zum Anſchluß an die von Artern über Tilleda nach Kelbra führende 
fiskaliſche Straße im Regierungsbezirk Merſeburg. 


A 
Nen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Grafen 
zu Stolberg⸗Roßla im Regierungsbezirk Be auszuführenden Bau einer Chauſſee 
von Roßla über Sittendorf bis zum Anſchluß an die von Artern über Tilleda 
nach Kelbra führende fiskaliſche Straße genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
demſelben das Exproprigtionsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grund- 
ſtücke, imgleichen das Recht zer Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der für die ann beſtehenden Vorſchriften, 
in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Grafen zu Stolberg⸗Roßla 
gegen ebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der des fi das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in dem⸗ 
ſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er⸗ 
hebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen 
die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
wegen der Ehnuffecpolnei Vergehen auf die gedachte kae zur Anwendung 
kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 24. April 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Berichtigung. 

In dem im 34. Stück der Geſetz-Sammlung pro 1867. abgedruckten Geſetz 
vom 27. März 1867., die a Stellung der Erwerbs⸗ und Wirth⸗ 
ſchaftsgenoſſenſchaften e iſt S. 511. in der letzten Zeile des F. 39. ſtatt: 

„Liquidation“ zu ſetzen: Liquidatoren. i 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


